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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wenn wir jetzt nicht handeln, 
drohen weitere 

Arbeitsplatzverluste 
Ich habe heute die Aufgabe, eine Er- 
klärung der Bundesregierung zu dem 
Thema „Programm für mehr Wachs- 
tum und Beschäftigung" abzugeben. Ich 
denke, ungeachtet der Gegensätze in 
der Auseinandersetzung zu diesem The- 
ma ist es sicher wichtig, daß wir uns in 
dieser Debatte gemeinsam vor Augen 
halten, in welchen Notwendigkeiten un- 
ser Land in diesem Augenblick steht 
und wie wichtig auch eine nüchterne 
Analyse der Gegebenheit ist. 

Das Konjunkturtempo hat sich in Deutsch- 
land spürbar verlangsamt. Das von vielen 
nationalen und internationalen Experten 
ursprünglich erwartete reale Wachstum 
von eineinhalb Prozent für dieses Jahr 
werden wir nicht erreichen. Dies werden 
die Wirtschaftsforschungsinstitute in den 
nächsten Tagen in ihrem Frühjahrsgutach- 
ten sicherlich so bestätigen. 

Nach dem Stand unserer Diskussion er- 
warten wir in der Bundesregierung jetzt 
für 1996 ein reales Wachstum in der Ge- 
gend von dreiviertel Prozent. 

Wir rechnen in der Bundesregierung nicht 
mit einer Rezession in Deutschland. Die 
allermeisten nationalen und internationa- 
len Experten erwarten ein Wiederanziehen 
der Konjunktur in der zweiten Jahreshälf- 
te. Wir sind ganz sicher, daß sich dies 
auch in den Zahlen für 1997 positiv nie- 
derschlagen wird. 

Für mich ist auch klar, daß trotz aller 
Schwierigkeiten die Voraussetzungen für 
eine Verbesserung der Konjunktur günstig 
sind: 
In Deutschland herrscht bei einer Inflati- 
onsrate von eineinhalb Prozent faktisch 
Preisstabilität. Die Bundesbank hat die 
Leitzinsen auf das niedrigste Niveau seit 

Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers am 26. April 
im Deutschen Bundestag 

Kriegsende gesenkt. Die für die Investitio- 
nen entscheidenden langfristigen Zinsen 
haben auch im internationalen Vergleich 
ein sehr niedriges Niveau erreicht. Bei ei- 
nem Vergleich der Wirtschaftsgipfelländer 
hat Deutschland heute die niedrigsten Zin' 
sen nach Japan. Sie liegen spürbar unter 
den amerikanischen Zinsen. In der Tarif- 
runde 1996 zeichnen sich beschäftigungs- 
freundlichere Vereinbarungen ab, und der 
Welthandel zeigt einen soliden Aufwärts- 
trend. 

Unabhängig vom kurzfristigen Auf 
und Ab der Konjunktur stehen Wirt" 
schaft und Gesellschaft der Bundesre- 
publik vor der Aufgabe, sich auf die 
dramatischen Veränderungen im in- 
ternationalen Wettbewerb einzustel- 
len und - das ist die eigentliche Aufga" 
be - den Standort Deutschland für 
das 21. Jahrhundert vorzubereiten. 
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Die jetzt zu beobachtende Konjunktur- 
schwäche und der rasante Strukturwandel 
haben tiefe Spuren in unserer Gesellschaft 
und vor allem auf dem Arbeitsmarkt hin- 
terlassen. 
Die Arbeitslosigkeit hat mit über 4 Millio- 
nen ein Ausmaß erreicht, das wir auf gar 
keinen Fall akzeptieren werden. Der Ab- 
bau der Arbeitslosigkeit ist die wichtigste 
Aufgabe der deutschen Innenpolitik. 
Wir haben die Erfahrung machen müssen, 
daß ein konjunktureller Aufschwung kei- 
neswegs automatisch auch zu einem 
Rückgang der Arbeitslosigkeit führt; das 
lst eine Erfahrung der letzten Jahre. Wir 
alle wissen ebenso, daß nach jeder Kon- 
junkturschwäche ein höherer Sockel - das 
lst das eigentlich Besorgniserregende - an 
Arbeitslosigkeit zurückgeblieben ist. 

Die Menschen in Deutschland haben 
längst begriffen, daß wir echte, 
durchgreifende Veränderungen in 
Wirtschaft und Gesellschaft brau- 
chen, um mehr Wachstumsdynamik 
zu ermöglichen und Beschäftigungs- 
hemmnisse zu beseitigen. Die Bürger 
wissen auch, daß dies nicht ohne 
nachhaltige Sparmaßnahmen geht. 
Durch bloßes Festhalten an Besitz- 
ständen werden wir keine grundle- 
gende Wende am Arbeitsmarkt 
schaffen. 

Dabei ist Sparen natürlich kein Selbst- 
zweck; wir müssen sparen, um die Zu- 
kunft zu sichern. 
Wlr haben uns im „Bündnis für Arbeit und 
*ur Standortsicherung" das Ziel gesetzt, 
die Arbeitslosigkeit bis zum Jahre 2000 
auf die Hälfte zu reduzieren. Das ist ein 
ehrgeiziges Ziel, aber es ist ein erreichba- 
res Ziel, wie wir in der Vergangenheit be- 
wiesen haben. 

Erreichbar ist dieses Ziel, wenn alle Ver- 
antwortlichen auf den verschiedensten 
Ebenen - ob das Politik, Unternehmen 
oder Tarifparteien sind - dabei ihre Aufga- 

ben wahrnehmen. Die Menschen im Land 
erwarten zu Recht, daß alle Verantwortli- 
chen in der Gesellschaft die Herausforde- 
rungen annehmen und bereit sind, die not- 
wendigen Anpassungen auf den Weg zu 
bringen. 
Die dramatischen Veränderungen in der 
Weltwirtschaft betreffen alle Länder. Wer 
die Diskussionen in den USA, in Japan 
oder bei unseren europäischen Nachbarn 
verfolgt, weiß, daß in allen Industrielän- 
dern in ähnliche Richtungen gedacht und 
gehandelt wird. Auch in all diesen Ländern 
stellen sich die Fragen, welche Auswirkun- 
gen die Globalisierung der Märkte auf 
Wachstum und Beschäftigung im jeweili- 
gen Land hat, wie die Zukunft unter den 
veränderten Wettbewerbsbedingungen gesi- 
chert werden kann, wie die sozialen Siche- 
rungssysteme vor dem Hintergrund starker 
Verschiebungen im Altersaufbau der Be- 
völkerung und ohne Überforderung der 
wirtschaftlichen Leistungskraft weiterent- 
wickelt werden können, welche Verände- 
rungen in Organisation und Arbeitsabläu- 
fen durch die neuen Technologien, etwa im 
Telekommunikationsbereich, notwendig 
sind und wie Bildung und Ausbildung ver- 
bessert werden müssen, um für die Heraus- 
forderungen der Zukunft gerüstet zu sein. 

Viele Länder, man kann sagen, alle 
Länder in unserer Nachbarschaft ste- 
hen vor diesen Notwendigkeiten ge- 
nauso wie wir in Deutschland. Man- 
che von ihnen haben bereits struktu- 
relle Veränderungen vorgenommen, 
die sie selbst bis vor kurzem für nicht 
durchsetzbar gehalten haben. 

Ich will auf das Beispiel Schweden ver- 
weisen. Dort wurden die Volksrenten 
gekürzt, die Entgeltfortzahlung im Krank- 
heitsfall wurde für die ersten Tage dra- 
stisch gesenkt, Arbeitslosengeld und Ar- 
beitslosenhilfe wurden zurückgeführt. 
In unserem Nachbarland, in den Nieder- 
landen, wurden enorme Veränderungen 
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der Strukturen vorgenommen. In Frank- 
reich ist eine ähnliche Diskussion im 
Gange. Ich könnte die Liste noch weiter 
fortsetzen. 
In einer Weltwirtschaft, in der nationale 
Grenzen ökonomisch immer weniger eine 
Rolle spielen, gelten eben andere Regeln, 
als wir dies durch eine lange Zeit auch bei 
uns in Deutschland gewöhnt waren. Heute 
müssen wir uns mehr denn je - vor allem 
als eine der großen Exportnationen der Er- 
de - auf den internationalen Wettbewerb 
einstellen. Das muß Konsequenzen haben 
für die Steuern, für die Abgaben, für 
Lohn- und Lohnzusatzkosten sowie auch 
für viele Regulierungen. 
Ich halte diese notwendigen Korrekturen 
für zwingend, um Zukunft zu sichern. 
Dies erfordert, daß wir uns umstellen, daß 
wir auch in diesem oder jenem Fall An- 
sprüche zurückstellen. Ich weiß sehr wohl, 
daß das mit Härten verbunden ist. Aber 
die unabweisbaren Korrekturen, sind der 
einzige Weg, unsere Wirtschaft zu stärken, 
mehr Arbeitsplätze zu ermöglichen und ei- 
ne sichere Zukunftsgrundlage für unsere 
sozialen Sicherungssysteme zu schaffen. 
Zu diesem Bild gehört auch, daß wir in ei- 
nem Land leben, das ein Drittel seines So- 
zialprodukts für soziale Leistungen aus- 
gibt, in dem die Arbeitnehmer kürzere Ar- 
beitszeiten und mehr Urlaub haben als in 
fast allen Ländern, in dem die Renten so 
hoch sind wie in kaum einem anderen 
Land, in dem die Höhe der Lohnersatzlei- 
stungen und der Sozialhilfe in den aller- 
meisten Fällen Not verhindert. 

Wir müssen das Verhältnis sozialer 
Leistungen zur wirtschaftlichen Lei- 
stungskraft unter veränderten welt- 
wirtschaftlichen und demographi- 
schen Bedingungen neu ausbalancie- 
ren und dauerhaft sichern. Dies er- 
fordert, die sozialen Leistungen an 
die wirtschaftliche Leistungskraft 
anzupassen und die Hilfen - das ist 

besonders wichtig - auf die wirklich 
Bedürftigen zu konzentrieren. 

Wenn wir jetzt nicht handeln, drohen wei- 
tere Arbeitsplatzverluste, und der beschäf- 
tigungsfeindliche Weg zu immer höheren 
Steuern und Abgaben würde sich fortset- 
zen. Dies ist für die Koalition auf gar kei- 
nen Fall der Weg der Politik. 
Es kann nicht unsere Politik sein, die Ta- 
rifparteien zur Lohnzurückhaltung aufzu- 
fordern und dann die möglichen positiven 
Arbeitsplatzeffekte mit steigenden Abga- 
ben wieder zunichte zu machen. Mehr 
staatliche Schulden oder höhere Steuern 
würden im übrigen - das ist eine Erfah- 
rung, die jeder kennt - gerade auch jene 
belasten, auf deren Leistungsbereitschaft 
unser Land besonders angewiesen ist: die 
Facharbeiter, den selbständigen Mittel- 
stand, all jene Bereiche, die in ihrer Krea- 
tivität und mit ihrer täglichen Arbeit die 
sozialen Leistungen überhaupt erst ermög- 
lichen. 
Um mehr Arbeitsplätze aufzubauen, müs- 
sen wir den Standort attraktiv machen, die 
Belastungen der Wirtschaft abbauen, Steu- 
ern, Abgaben und Lohnkosten senken, 
überflüssige Regulierungen beseitigen, ra- 
scher die notwendigen Innovationen auf 
den Weg bringen und vor allem die Ar- 
beitswelt flexibler machen. 

Die Bundesregierung hat mit dem 
50-Punkte-Aktionsprogramm Ende 
Januar gehandelt. 

Dieses Programm ist ein Gesamtkonzept, 
das auf strukturelle Veränderungen zielt 
und jetzt Punkt für Punkt umgesetzt wird. 
Einige der wichtigen Maßnahmen, zum 
Beispiel zusätzliche Liquiditätshilfen für 
junge Unternehmen in der Wachstumspha- 
se, sind bereits in Kraft getreten. 
Vor allem - es ist wichtig, das zugrunde 
zu legen - zeichnet sich für alle öffentli- 
chen Haushalte im Jahre 1997 ein zusätz- 
licher Konsolidierungsbedarf in der 
Größenordnung von rund 50 Milliarden 
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DM ab. Auf den Bundeshaushalt 1997 ent- 
fallen davon voraussichtlich rund 25 Mil- 
liarden DM. Wie wir wissen, sind die Län- 
der und die Gemeinden in gleicher Weise 
von konjunkturbedingten Mehrausgaben 
und Mindereinnahmen betroffen. Deswe- 
gen ist es bei allen Gegensätzen im politi- 
schen Raum absolut notwendig, daß wir 
Ersuchen, eine gemeinsame Konsolidie- 
rungsstrategie für Bund, Länder, Gemein- 
den sowie für die Sozialversicherungssy- 
steme zu gewinnen. 
Deshalb haben die Koalitionsfraktionen 
gestern das Programm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung beschlossen und der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Es ist ein Ge- 
samtkonzept, das Investitionen erleichtern, 
Wachstum stärken und die Beschäftigung 
erhöhen soll. 

Nur durch Haushaltskonsolidierung, 
das heißt eine sparsame Haushalts- 
Politik und Einsparungen auch bei 
den Sozialversicherungen, schaffen 
wir die Voraussetzungen, um zu hohe 
Steuern und Abgaben in Deutschland 
zu senken und Arbeitsplätze in 
Deutschland wieder attraktiver zu 
machen. 

^ur wenn wir diesen Weg entschlossen 
gehen, stärken wir auch die wirtschaftli- 
ehe Basis für die Finanzierung unserer so- 
hlen Sicherungssysteme. Es führt doch 
kein Weg an der einfachen Erkenntnis vor- 
bei, daß nur verteilt werden kann, was zu- 
v°r erarbeitet wurde. 
*eh bin ganz sicher, daß wir mit diesen 
Anstrengungen auch das Ziel erreichen, 
d,e Staatsquote bis zum Ende dieses Jahr- 
zehnts, also in vier Jahren, wieder auf 46 
Prozent zu senken. Dies erfordert eine 
strikte Ausgabendisziplin bei Bund, Län- 
dern und Gemeinden und auch im Bereich 
der Sozialversicherung. 
Jeh weiß, daß solche Ziele wie immer so- 
fort angezweifelt werden. Es wird dann 
gesagt, dies sei nie zu erreichen. Ein einfa- 

cher Rückblick auf die letzten Jahrzehnte 
zeigt, daß diese Skepsis nicht angebracht 
ist. Wir haben zwischen Ende 1982 und 
1989 den Anteil der Staatsausgaben am 
Bruttosozialprodukt, die Staatsquote, 
schon einmal von über 50 Prozent auf 46 
Prozent gesenkt. 
Wir haben - dies will ich besonders in die- 
sen Tagen in Erinnerung rufen, wo aus na- 
heliegenden Gründen von bestimmten 
Kreisen historische Erfahrungen der jüng- 
sten Zeit gerne vergessen oder vernebelt 
werden - gleichzeitig in mehreren Schrit- 
ten in diesen Jahren eine Steuerreform 
vorgenommen und die Steuerzahler um 
rund 60 Milliarden DM entlastet. 

In diesem Zeitraum - man kann es 
nicht deutlich genug sagen - sind mit 
dieser Politik damals in der alten Bun- 
desrepublik über 3 Millionen zusätzli- 
che Arbeitsplätze entstanden. Ich habe 
gar keinen Zweifel, daß wir das glei- 
che auch jetzt erreichen werden. 

Wir hatten 1990 das Glück der deutschen 
Einheit. Der wirtschaftliche Umbau und 
die soziale Flankierung des dramatischen 
Strukturwandels in den neuen Ländern 
wurden mit hohen Transferzahlungen von 
West nach Ost unterstützt. 
Wir, und zwar die Bürger und die Steuer- 
zahler der alten Bundesrepublik - das will 
ich dankbar erwähnen -, haben diese ho- 
hen Transferzahlungen unterstützt. Die ge- 
samten öffentlichen Leistungen für die 
neuen Länder betrugen im Zeitraum von 
1991 bis 1995 netto 615 Milliarden DM. 
Ohne - das ist wichtig festzustellen; ich 
tue dies mit Stolz - die vorausgegangenen 
Konsolidierungsarbeiten der 80er Jahre 
dieser Koalition wären diese Transfers 
überhaupt nicht möglich gewesen. 
Auch das sage ich hier gerne noch einmal 
klar und deutlich, weil es angesichts so 
mancherlei Verhetzungspotentiale wichtig 
ist, diese Erinnerung nicht untergehen zu 
lassen. 
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Die Wahrheit ist doch: Ohne die not- 
wendigen und von uns voll getra- 
genen Entscheidungen, auch Opfer, 
für die deutsche Einheit würde die 
Staatsquote heute bei 45 Prozent lie- 
gen, und die Belastung der Bürger 
mit Steuern und Abgaben betrüge 
nicht 43 Prozent, sondern 41 Prozent. 
Das heißt, sie wäre deutlich niedri- 
ger. Wir beklagen dies nicht; denn 
wir sind glücklich, daß die deutsche 
Einheit möglich war. 

Es ist wichtig, daß wir alle in Deutschland 
erkennen, daß jede Mark, in den neuen 
Ländern vernünftig investiert, eine Ab- 
schlagszahlung auf eine gemeinsame 
glückliche Zukunft der Deutschen ist. 
Unsere Arbeitsplätze stehen im internatio- 
nalen Standortwettbewerb. Wenn Produk- 
tion in Deutschland zu teuer wird, wandert 
sie zu Lasten der Arbeitsplätze ins Aus- 
land ab oder - auch das erleben wir - Pro- 
duktionen unterbleiben ganz. Die Bedeu- 
tung von grenzüberschreitenden Direktin- 
vestitionen wächst in einem ungewöhnli- 
chen Tempo. Wir wissen auch - es hat kei- 
nen Sinn, darüber zu klagen; das ist eine 
Realität —: Für die international operie- 
renden Unternehmen ist die Präsenz auf 
den Wachstumsmärkten wichtig. Nur wer 
in den großen Handelszusammenschlüssen 
wie Europäische Union, NAFTA, Merco- 
sur und im asiatischen Raum präsent ist, 
nimmt an der Wachstumsdynamik dieser 
Regionen teil. Das ist auch ein Beitrag zur 
Arbeitsplatzsicherung in Deutschland. 
In diesem Sinne - nur in diesem Sinne - 
sind die wachsenden Auslandsinvestitio- 
nen deutscher Unternehmen zu begrüßen. 
Aber wir müssen uns über das vergleichs- 
weise geringe Engagement ausländischer 
Unternehmen in Deutschland Sorgen ma- 
chen. Hier besteht Handlungsbedarf. Das 
Investieren und Schaffen von Arbeitsplät- 
zen in Deutschland muß deshalb attrakti- 
ver gemacht werden. 

Es wird in Deutschland sehr viel mehr Ar- 
beitsplätze geben, wenn die Arbeitskosten 
niedriger sind. Es ist kein Zufall, daß im 
Dienstleistungsbereich hierzulande viel 
weniger Arbeitsplätze angeboten werden 
als in anderen Ländern. Wir alle - das gilt 
für die politisch Verantwortlichen, für die 
Tarifparteien und Unternehmen - haben - 
das sollte man offen zugeben - in der Ver- 
gangenheit zu einem starken Anstieg der 
Arbeitskosten beigetragen. Dies gilt für 
die Tariflöhne, aber das gilt noch mehr für 
die stark angestiegenen Lohnzusatzkosten. 

Die Bundesregierung ist sich deshalb 
mit der Wirtschaft und den Gewerk- 
schaften einig, daß der Anstieg der 
Lohnzusatzkosten gebremst werden 
muß. Dabei sind Tarifparteien und 
Betriebspartner ebenso in der Ver- 
antwortung wie die Politik. 

Wir haben uns das Ziel gesetzt, die Beiträ- 
ge zur Sozialversicherung bis zum Jahr 
2000 auf unter 40 Prozent zu senken. Um 
dieses Ziel zu erreichen, müssen wir unsere 
sozialen Sicherungssysteme auf die Her- 
ausforderungen der Zukunft einrichten. Es 
geht dabei überhaupt nicht um den Abbau 
des Sozialstaats, sondern es ist die Pflicht 
verantwortungsvoller Politik, immer wieder 
kritisch zu fragen: Gibt es Regelungen, die 
zum Mißbrauch einladen und deshalb geän- 
dert oder abgeschafft werden müssen? 
Wenn ich, um das klarzustellen, von 
Mißbrauch rede, meine ich nicht nur 
Mißbrauch im Bereich der Sozialsysteme, 
sondern in gleicher Weise das Erschleichen 
von Subventionen und Steuerbetrug. 

Wir müssen uns weiter kritisch fra- 
gen: Wie können wir soziale Leistun- 
gen so gestalten, daß sie zur Arbeit 
ermutigen und nicht den Willen, zu 
arbeiten und sich zu engagieren, aus- 
höhlen? 
Ich halte es jedenfalls für richtig und 
auch für unsere Gesellschaft unver- 
zichtbar, daß der Satz gelten muß: 
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Wer arbeitet, muß mehr bekommen 
als jemand, der nicht arbeitet. 

Wenn dieser Grundsatz gilt, dann muß er 
Konsequenzen haben. Dann können wir es 
beispielsweise - da sollten wir uns doch 
eigentlich einig sein - nicht länger hinneh- 
men, daß ein Sozialhilfebezieher zumutba- 
re Arbeit - zumutbare! - ablehnt, 
^ann müssen wir Anreize schaffen, damit 
sich Arbeit auch dann für den einzelnen 
lohnt, wenn dessen Erwerbseinkommen 
sein Sozialeinkommen nicht wesentlich 
übersteigt. Hier haben wir wichtige und, 
wie ich denke, richtige Reformen auf den 
Weg gebracht. Sie stehen jetzt im Vermitt- 
lungsausschuß zur Diskussion; ich hoffe, 
daß wir dort zu vernünftigen Einigungen 
kommen. 
Notwendige Fragen stellen sich auch für 
den Bereich des Arbeitsrechts. Es ist unbe- 
streitbar, daß wir trotz erkennbarer Fort- 
schritte mehr Flexibilität auf dem Arbeits- 
niarkt brauchen. Mehr Flexibilität ist eine 
Grundvoraussetzung, um mehr Beschäfti- 
gung zu schaffen und die Arbeitslosigkeit 
wirksam zu bekämpfen. Dabei ist eine ent- 
scheidende Voraussetzung, daß wir alles 
unternehmen, um den Mittelstand zu stär- 
ken; denn die kleinen und mittleren Unter- 
nehmen sind die wichtigsten Arbeitgeber 
in unserem Land. Zwei Drittel aller Be- 
schäftigten arbeiten in diesem Bereich. 
Auch das ist, wie ich denke, eine positive 
Erfahrung dieser Jahre: Zwischen 1990 
und 1995 sind im Mittelstand knapp eine 
Million neuer Arbeitsplätze geschaffen 
Worden. Wahr ist auch, daß gleichzeitig 
die Großunternehmen in unserem Lande 
unter dem Druck des internationalen Wett- 
bewerbs die Zahl ihrer Beschäftigten ver- 
ringert haben. 

Wenn wir also mehr Arbeitsplätze 
schaffen wollen, dann müssen wir die 
Startchancen für Existenzgründer 
und junge Unternehmen in Deutsch- 
land verbessern und die bestehenden 

Betriebe von Kosten und Regulierun- 
gen entlasten. 

Gerade im Bereich der kleinen und mittle- 
ren Unternehmen gilt es, Arbeits- und Ein- 
stellungshemmnisse abzubauen. Wer häu- 
fig mit Handwerkern und mittelständi- 
schen Unternehmern spricht, weiß, daß 
viele von ihnen in der Einstellung neuer 
Arbeitnehmer ein Risiko sehen. Sie fürch- 
ten das Risiko langwieriger Arbeitsge- 
richtsprozesse und unkalkulierbarer Ko- 
sten, die ihnen entstehen können. Deshalb 
- und das ist der falsche Weg - setzen sie 
lieber auf Überstunden. 
Die Bundesregierung und die Koalition 
sind nach eingehenden Beratungen zu dem 
Ergebnis gekommen, den Schwellenwert 
des Kündigungsschutzgesetzes, der gegen- 
wärtig für Betriebe mit mehr als fünf Ar- 
beitnehmern gilt, auf zehn Beschäftigte 
anzuheben. 
Wir sind sicher, dies liegt im Interesse der 
Arbeitsplatzsuchenden, und wir sind si- 
cher, wir werden sehr rasch erleben, daß 
aus dieser Entscheidung heraus die Zahl 
der Arbeitnehmer in kleinen Betrieben zu- 
nehmen wird. 
Wer Arbeitsplätze von Kosten entlasten 
und neue Beschäftigungsmöglichkeiten 
eröffnen will, kommt, ob er es will oder 
nicht, auch am Thema der Lohnfortzah- 
lung nicht vorbei. Denn die Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall ist ein wesentlicher 
Bestandteil der stark gestiegenen Lohnzu- 
satzkosten. Wie Betriebspraktiker und Ar- 
beitnehmer sowie Betriebsräte selbst wis- 
sen, ist sie zudem anfällig für eine 
mißbräuchliche Inanspruchnahme. 
Unbestritten ist, daß die Verringerung be- 
trieblicher Fehlzeiten - das gehört eben- 
falls in diese Betrachtung - auch und nicht 
zuletzt eine Frage von Personal- und Be- 
triebsführung sowie Betriebsklima ist. In 
vielen Betrieben in unserem Land gibt es 
sehr praktische Lösungen, die zu einem 
deutlichen Rückgang der Zahl der Krank- 
meldungen geführt haben. 
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Auf der anderen Seite kann aber niemand 
übersehen, daß die Entgeltfortzahlung 
jährlich Kosten in Höhe von 60 Milliarden 
DM für unsere Wirtschaft verursacht. Dies 
erhöht die Lohnkosten und belastet Ar- 
beitsplätze. 
Deshalb kann die Politik im Interesse der 
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts 
Deutschland und der Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze diese Frage nicht einfach igno- 
rieren, nachdem - ich füge dies ausdrück- 
lich hier hinzu - die Tarifparteien leider 
bisher keine Lösung gefunden haben. 
Ich bedauere dies, und ich wünsche mir, 
daß die Tarifparteien, die ja hier auch in 
Zukunft eine entscheidende Verantwor- 
tung haben, die notwendigen Signale set- 
zen. Ich weiß um den Widerstand, vor al- 
lem auch der Gewerkschaften, in dieser 
Frage, und ich kenne auch die Entste- 
hungsgeschichte der Lohnfortzahlung. Ich 
weiß, was diese Entscheidung bedeutet. 
Ich will deshalb auf zwei Gesichtspunkte 
besonders hinweisen: 
Erstens wird nicht in bestehende Tarif- 
verträge eingegriffen. Für über 80 Prozent 
der Arbeitnehmer ist die Lohnfortzahlung 
tarifvertraglich geregelt, und wir achten 
und respektieren die Tarifautonomie. Ich 
sage noch einmal: Wir setzen allerdings 
darauf, daß die Tarifparteien in eigener 
Verantwortung tragfähige Lösungen fin- 
den und umsetzen. 
Zweitens. Es ist das Recht und, wenn es 
notwendig ist, auch die Pflicht der Politik, 
auch gegen Widerstände die Interessen Ar- 
beitsuchender durchzusetzen. 

Für mich sind und bleiben Tarifauto- 
nomie und starke Tarifpartner zen- 
trale Pfeiler einer zukünftig positiven 
Entwicklung. Sie sind ein ganz ent- 
scheidender Anker für die Stabilität 
unseres Landes. Dies haben ja auch 
Wirtschaft, Gewerkschaften und die 
Bundesregierung im „Bündnis für 
Arbeit und zur Standortsicherung" 

am 23. Januar noch einmal gemein- 
sam bekräftigt. 

Wir haben in neun Gesprächen mit den 
Spitzenrepräsentanten von Wirtschaft und 
Gewerkschaften bereits viel auf den Weg 
gebracht, wie ich dankbar vermerken will, 
zum Beispiel das Programm für Langzeit- 
arbeitslose, die Lehrstellenzusage der 
Wirtschaft, die Offensive für mehr Selb- 
ständigkeit und die Lösung der sehr 
schwierigen Frage der Frühverrentung. 
Natürlich - das war doch gar nicht anders 
zu erwarten - gab es und gibt es Felder, 
auf denen wir nicht einig sein können, wie 
etwa in der Frage der Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall, wo wir unterschiedli- 
cher Meinung waren und sind. 
Es ist notwendig, daß wir versuchen, ei- 
nen Konsens zu erreichen; aber dieses 
Streben nach Konsens kann die politisch 
Verantwortlichen - das gilt vor allem auch 
für die Bundesregierung und für mich 
selbst - nicht davon entbinden, die not- 
wendigen Entscheidungen, wenn ein Kon- 
sens nicht möglich ist, herbeizuführen. 
Die Bundesregierung und vor allem ich 
selbst werden alles tun, um bei künftigen 
Gesprächen im Rahmen dieser Runde zu 
weiteren positiven Ergebnissen zu kommen. 
Ich will in diesem Zusammenhang eine 
kurze Bemerkung zu einem Thema ma- 
chen, das jetzt ebenfalls diskutiert wird, 
nämlich zur Frage der Gestaltung der Ar- 
beitswelt und der Arbeitsbedingungen und 
inwieweit das Instrument des Flächentarif- 
vertrages hierfür ein geeignetes Instru- 
ment ist. Ich sage klar: Ich setze darauf, 
daß der Flächentarifvertrag weiterent- 
wickelt werden kann. 
Dies ist auch die Meinung führender Ge- 
werkschaftler und auch führender Unter- 
nehmer in der Bundesrepublik - und daß 
aus dieser Weiterentwicklung gute Beiträ- 
ge zur Beschäftigungssicherung, zum Be- 
schäftigungsaufbau und damit zum sozia- 
len Frieden geleistet werden können. 
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Wenn im Eifer des Gefechts der eine oder 
andere jetzt sagt, dies sei alles hinfällig, 
dann leugnet er die wichtige Erfahrung 
aus der Geschichte der Bundesrepublik in 
den letzten 40 Jahren. Zu den Vorteilen 
des Standorts Deutschland gehörte bei al- 
len streitigen Auseinandersetzungen, daß 
es zu allen Zeiten - manchmal kurzzeitig 
unterbrochen - eine Gesprächsmöglichkeit 
zwischen Gewerkschaften und Unterneh- 
mern gab. Ich kann nur davor warnen, die- 
se Erfahrung in den Wind zu schlagen. 
Das ist in diesem Zusammenhang eine 
entscheidende Frage. 
Wenn es um die Zukunft geht, zeigt es 
sich in einer besonders eindeutigen Weise, 
inwieweit wir fähig sind, Zukunftssiche- 
mng im Bereich der langfristigen Siche- 
rung des Generationenvertrages zu ermög- 
lichen. Das von Koalition und Bundesre- 
gierung gestern vorgestellte Programm 
enthält auch Maßnahmen zur Stabilisie- 
rung des Beitragssatzes und zu strukturel- 
len Reformen. Dabei möchte ich an erster 
Stelle hervorheben, daß unsere Rentenpo- 
litik verläßlich bleibt. Die Renten werden 
Zum l. Juli 1996 erhöht, und sie werden 
auch im kommenden Jahr - entgegen an- 
derslautenden Behauptungen - der Netto- 
lohnentwicklung folgen. Kein Rentner 
^uß um seine Rente fürchten. 

Aber wir müssen offen darüber spre- 
chen, daß wir der jetzigen jüngeren 
Generation eine verläßliche Perspek- 
tive für ihre Alterssicherung geben 
müssen. Wir stehen doch - und jeder 
spürt dies - unbestreitbar vor einer 
dramatischen Veränderung unserer 
Gesellschaft, nicht zuletzt im Alters- 
aufbau. 

Als die Rentenversicherung vor über 100 
Jahren eingeführt wurde, wurde das Ren- 
teneintrittsalter auf 65 Jahre festgelegt. 
Jamals betrug die durchschnittliche Le- 
benserwartung 45 Jahre. Bis heute ist die 
durchschnittliche Lebenserwartung auf 
u°er 75 Jahre angestiegen. Deshalb ist es 

richtig, das Renteneintrittsalter, wie im 
Reformpaket zur Stabilisierung der Ren- 
tenversicherung vorgeschlagen, schritt- 
weise zu erhöhen. Das ist angesichts der 
gestiegenen und weiter steigenden 
Lebenserwartung zur Sicherung der Ren- 
ten auch zumutbar, zumal wir wissen, daß 
Deutschland zu den Ländern mit der nied- 
rigsten Geburtenrate gehört. 
Gleichzeitig erhöht sich erfreulicherweise 
die Lebenserwartung. Gegenwärtig sind 
rund 15 Prozent unserer Bevölkerung über 
65 Jahre alt. Wer heute 30 Jahre alt ist 
wird nach menschlichem Ermessen das 
Jahr 2030 erleben und dann zu den über 
65jährigen gehören. Der Anteil der über 
65jährigen an der Gesamtbevölkerung 
wird zu diesem Zeitpunkt auf über 27 Pro- 
zent anwachsen und sich damit fast ver- 
doppeln. Das Verhältnis von Beitragszah- 
lern zu Rentenbeziehern wird sich also 
drastisch verändern. Das ist überhaupt 
nicht zu leugnen; das ist die Realität. 
Es ist unsere Pflicht und unsere Verant- 
wortung, schon heute über notwendige 
Konsequenzen dieser Entwicklung zu dis- 
kutieren und zu handeln. 
Mit dem 1989 verabschiedeten Rentenre- 
formgesetz haben wir bereits wichtige An- 
passungen vorgenommen. Jetzt müssen 
wir die Rentenversicherung mit weitrei- 
chender Zukunftsperspektive fortent- 
wickeln. 
Die Bundesregierung wird hierzu eine Kom- 
mission unter Vorsitz des Bundesarbeitsmi- 
nisters einsetzen. Wir erwarten, daß diese 
Kommission ihre Arbeit auf eine breite 
Grundlage stellt und sich den Sachverstand 
aller Seiten unserer Gesellschaft sichert. Sie 
sind besonders herzlich eingeladen, und ich 
denke, wir werden dabei hören, welche Vor- 
schläge Sie vorbringen. Ich wünsche mir je- 
denfalls, daß diese notwendigen Reformen 
in einem parteiübergreifenden Kompromiß 
gelingen, so wie dies auch in der Vergangen- 
heit möglich war. 
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Die Zeit drängt, und deswegen haben wir 
beschlossen, daß diese Kommission ihre 
Ergebnisse bis zum Ende dieses Jahres, 
1996, vorlegt. Wir können das dann ge- 
meinsam gestalten, indem wir diese The- 
men mit allen Interessierten aus Wissen- 
schaft, Politik, Wirtschaft und Gesell- 
schaft ausführlich diskutieren. Es ist das 
erklärte Ziel der Bundesregierung, mit Be- 
ginn des kommenden Jahres, 1997, die 
sich hieraus ergebenden Gesetzgebungs- 
verfahren einzuleiten und sie bis Ende 
1997 abzuschließen. 

Das ist ein ehrgeiziger Zeitplan. Aber 
ich halte ihn für zwingend, weil es 
wünschenswert ist, die Fragen der 
Alterssicherung und der Renten wie 
in den vergangenen Jahrzehnten aus 
dem Wahlkampfgeschehen eines 
kommenden Bundestagswahlkampfs 
möglichst herauszuhalten. 

Die notwendigen Korrekturen zur Zu- 
kunftssicherung müssen auch im Bereich 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
vorgenommen werden. Dabei gilt für mich 
der Grundsatz: Wer krank oder pflegebe- 
dürftig ist, hat Anspruch auf eine hoch- 
wertige medizinische Versorgung und 
selbstverständlich auf eine menschenwür- 
dige Pflege. Daher kommt die zweite Stu- 
fe der Pflegeversicherung, mit der die sta- 
tionäre Pflege eingeführt wird, wie ge- 
plant am 1. Juli 1996. 

Mit dieser Entscheidung entlasten 
wir zugleich die kommunale Seite um 
rund 9,5 Milliarden DM. Ich erwarte 
jedoch auch - das möchte ich hier 
gerne sagen -, daß die Länder und 
die Kommunen ihre Zusage einhal- 
ten, einen Teil ihrer Einsparungen 
für die notwendigen Investitionen für 
Pflegeheime einzusetzen. 

Es ist völlig unbestreitbar, daß wir den 
Kostenanstieg in der Krankenversicherung 
stoppen müssen. Je mehr es uns gelingt, 
Wettbewerb und Eigenverantwortung 

durchzusetzen, desto weniger muß es zu 
Leistungseinschränkungen kommen. 
Unser Steuersystem muß Wachstums- und 
beschäftigungsfreundlicher werden. We- 
nigstens in diesem Punkt sind wir uns ei- 
nig. Deshalb streben wir bald eine umfas- 
sende Reform des Steuertarifs an. Die 
Steuersätze sollen deutlich gesenkt und 
das Steuerrecht vereinfacht werden. Um 
dies zu erreichen, muß es weniger Aus- 
nahmen und Begünstigungen geben. 
Wir müssen erreichen, daß es zu einer 
echten und spürbaren Entlastung für die 
Mehrzahl der Bürger kommt. Auch für 
diesen Arbeitsbereich wird die Bundesre- 
gierung in diesen Tagen die Einsetzung ei- 
ner Kommission unter dem Vorsitz des 
Bundesfinanzministers beschließen. Diese 
Kommission soll ebenfalls bis zum Ende 
dieses Jahres, 1996, ihre Vorschläge erar- 
beiten. Auch hier ist es unser Wunsch, daß 
es eine möglichst breite Beteiligung an der 
Diskussion gibt. 
Wir wollen die Gesetzgebung in diesem 
Bereich ebenfalls bis Ende 1997 absch- 
ließen. Es ist sehr wichtig, daß die Bürger 
und vor allem auch die Unternehmen 
selbst frühzeitig Gewißheit über die künf- 
tigen Steuertarife haben und für ihre mit- 
tel- und langfristigen Dispositionen eine 
verläßliche Grundlage bekommen. 

Wir wollen, daß der neue Tarif zum 
1. Januar 1999 in Kraft treten kann. 
Ich will noch einmal nur erwähnen - 
dann brauchen wir die Debatte da- 
rüber hier nicht erneut zu führen -, 
daß für uns in der Koalition eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer in 
dieser Legislaturperiode nicht in 
Frage kommt. 

Unabhängig von dem eben Gesagten wer- 
den wir die im Aktionsprogramm angekün- 
digten steuerpolitischen Verbesserungen 
fortsetzen. Das Programm zielt darauf, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen zu erleich- 
tern. Dazu gehören die aufkommensneu-        . 
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trale Reform der Unternehmensteuern mit 
der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
und der mittelstandsfreundlichen Absen- 
kung der Gewerbeertragsteuer, die Reform 
der Erbschaftsteuer, der Wegfall der Ver- 
mögensteuer, wobei die private Vermögen- 
steuer mit der Erbschaftsteuer zusammen- 
gefaßt wird, und die bessere steuerliche 
Behandlung von Beschäftigungsverhältnis- 
sen in privaten Haushalten. 
Einen wirksamen Beitrag erwarte ich auch 
lr» diesem Zusammenhang von den Tarif- 
Parteien. Im Rahmen der Tarifautonomie - 
das ist gut so und soll nicht geändert wer- 
den - bestimmen Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften gemeinsam über die Lohn- 
höhe und über wesentliche Arbeitsbedin- 
gungen, wie zum Beispiel über die Ar- 
beitszeit. Die bisher getroffenen Tarifver- 
einbarungen in der Lohnrunde 1996 zei- 
gen, daß die Tarifparteien gewillt sind, 
dem Beschäftigungsziel einen höheren 
Stellenwert als Einkommenssteigerungen 
Zu geben. Ich begrüße dies ausdrücklich. 
In den verschiedenen Lagern der Tarif- 
Partner sollten meines Erachtens auch die- 
se Erfolge einzelner Gewerkschaften noch 
sehr viel positiver gewürdigt werden. 
Soweit der Bund als Tarifpartei im öffent- 
lichen Dienst mit in der Verantwortung 
steht, werden wir ein deutliches Zeichen 
setzen müssen. Gerade in einer Zeit, in der 
vtele Unternehmen ihr Personal verrin- 
gern, ist die Sicherheit des Arbeitsplatzes 
hn öffentlichen Dienst ein besonders wert- 
volles Gut. Das will ich bei dieser Gele- 
genheit einmal mehr unterstreichen. Wer 
eJnen sicheren Arbeitsplatz hat - so denke 
ich -, dem kann mehr zugemutet werden 
als einem, der sich andauernd Sorgen um 
seinen Arbeitsplatz machen muß. 

Ich habe Ihnen die Grundzüge unse- 
res Programms vorgestellt. Es soll 
und wird dazu beitragen, Arbeits- 
plätze zu schaffen und die Zukunft 
zu gewinnen. Es ist ein Programm 
für mehr Investitionen und Beschäf- 

tigung. Es ist natürlich auch ein Pro- 
gramm zur Sicherung unseres Sozial- 
staats. Es schafft den Spielraum, den 
wir brauchen, um die sich bietenden 
Chancen in der veränderten Welt- 
wirtschaft wahrnehmen zu können. 
Nur ein wirtschaftlich leistungsfähi- 
ges Deutschland ist in der Lage, den 
hier lebenden Menschen und Bür- 
gern Arbeitsplätze und Einkommens- 
chancen zu bieten, soziale Leistungen 
zu finanzieren, die ein Leben ohne 
materielle Not ermöglichen, und teil- 
zuhaben am Aufschwung anderer 
Regionen unserer Erde. 

Wir haben als Deutsche auch in dieser Si- 
tuation - bei allen Schwierigkeiten - nicht 
den geringsten Grund, pessimistisch in die 
Zukunft zu sehen. 
Es gab noch nie eine Generation in der 
neueren Geschichte unseres Volkes, die so 
viele Chancen hatte, ihre Zukunft zu ge- 
stalten, und für die so viele Wege in die 
Welt offenstanden. Auf unsere Stärken 
können wir uns auch in Zukunft verlassen. 
Dazu zähle ich die hervorragende Berufs- 
ausbildung in Deutschland, deren Bedeu- 
tung in Zukunft noch steigen wird, die 
modern gestaltete Infrastruktur, das sozia- 
le Klima, die ausgewogene Wirtschafts- 
struktur mit vielen kleinen und mittleren 
Unternehmen, die in den letzten Jahrzehn- 
ten ganz wesentlich zu Innovation und Er- 
neuerung beigetragen haben. 
Es geht darum, Arbeitsplätze zu schaffen 
und die Zukunft zu sichern. Auch das ist 
eine Erfahrung, die gilt: Wohlstand läßt 
sich nicht auf Pump finanzieren. Gefragt 
sind jetzt Mut und Weitsicht, das richtige 
Einstellen der Weichen für die Zukunft. 
Deswegen treffen wir jetzt die notwendi- 
gen Entscheidungen und setzen sie Schritt 
für Schritt in schnellem Tempo um, und 
dazu darf ich Sie alle einladen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) ■ 
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Bundesfinanzminister Theo Waigel: 

Wir schaffen die politischen 
Rahmenbedingungen 

für einen neuen Aufschwung 
Mit diesem Konsolidierungs- und 
Strukturreformpaket stellen die Koali- 
tion und die Bundesregierung die Wei- 
chen für mehr Wachstum und Beschäf- 
tigung. Wir greifen die strukturellen 
Schwächen des Standorts Deutschland 
auf. Sie stehen im Mittelpunkt. Wir 
müssen gemeinsam mit den Tarifpart- 
nern alles tun, um sie zu beseitigen. 
Die Staatsquote ist zu hoch. Dies ist nicht 
durch eine ausufernde Staatspolitik ent- 
standen, sondern indem wir eine ganze 
Volkswirtschaft übernommen haben. Bis 
zum Jahr 2000 müssen wir die Staatsquote 
wieder auf den Stand vor der Wiederverei- 
nigung, auf etwa 46 Prozent, senken. Wir 
müssen im Rahmen einer symmetrischen 
Finanzpolitik den einen Teil für die Redu- 
zierung der Steuer- und Abgabenlast und 
den anderen Teil für die Reduzierung der 
Defizite verwenden. 
Angesichts einer 25jährigen Erfahrung in 
Deutschland und in anderen Ländern wis- 
sen wir, daß auf Grund globaler Märkte 
Fehler in der Struktur sofort bestraft wer- 
den: Absatzverlust, steigende Preise, stei- 
gende Zinsen, weichere Währung, weniger 
Wachstum und mehr Arbeitslosigkeit. 
Die Erfahrung in Deutschland und in allen 
G-7-Ländern sowie der Europäischen Uni- 
on zeigt, daß eine solche Konsolidierung 
nicht nur mittel- und langfristig, sondern 
auch kurzfristig auf die Konjunktur und auf 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze wirkt. Es 

ist völlig übereinstimmend mit der zwi- 
schenzeitlichen Meinung im internationalen 
Währungsfonds und in der Gruppe der G 7. 
Die SPD muß sich entscheiden, was sie 
will: höhere Schulden, wie es der Vorsit- 
zende des Haushaltsausschusses angedeu- 
tet hat, oder ob man von zu hoher Staats- 
verschuldung spricht wie Frau Matthäus- 
Maier oder ob man wie Herr Scharping 
die Vermögensabgabe fordert. Ich nehme 
an, Sie werden dazu nachher sicher noch 
einiges sagen. 

Aus der Rede des Bundes- 
finanzministers in der Bun- 
destagsdebatte zum Sparpa- 
ket der Bundesregierung am 
26. April 

Nur, Herr Scharping, meine Frage an Sie 
ist: Wollen Sie wirklich eine Verteuerung 
des Kapitals und damit eine Zinser- 
höhung, was folglich negative Auswirkun- 
gen auf die Schaffung von Arbeitsplätzen 
hätte? Haben Sie eigentlich bedacht, daß 
das Bundesverfassungsgericht eben fest- 
gestellt hat, daß hohe Kapitalvermögen 
wegen der hohen Ertragsteuerbelastung 
nicht zusätzlich mit einer Substanzabgabe 
belastet werden dürfen? 

Zwischenzeitlich weiß doch jeder, mit 
einer steuerfinanzierten Nachfrage- 
erhöhung sind die Probleme nicht 
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mehr zu lösen. Das haben die 70er 
Jahre gezeigt. Nur Konsolidierung 
schafft Wachstum. Der positive Zu- 
sammenhang zwischen Konsolidie- 
rung und Wachstum gilt auch kurz- 
fristig. 

Lassen Sie mich einmal das Beispiel eini- 
ger anderer Länder darstellen. In Öster- 
lich soll das Budgetdefizit des Bundes in 
den Jahren 1996 und 1997 von jetzt 5 auf 
2>7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
verringert werden. Das bedeutet Ein- 
sparungen pro Jahr in Höhe von 1,4 Pro- 
zent des BIP. Im öffentlichen Dienst gilt 
eine zweijährige Nullrunde mit Reallohn- 
verzicht. Daneben gibt es Einschnitte bei 
den Frühpensionen, den Renten und bei 
der Arbeitslosenversicherung 

h Schweden soll der Haushalt bis 1998 
ausgeglichen werden, ausgehend von ei- 
fern Defizit in Höhe von 10,5 Prozent des 
°IP- Das bedeutet Einsparungen von jähr- 
nch etwa 1,1 Prozent des Bruttoinlands- 
produkts. Die Schwerpunkte der Ausga- 
benkürzungen liegen im Personalbereich 
und bei den Sozialausgaben. 
Auch in Finnland wird bis Ende 1997 ein 
ausgeglichener Gesamthaushalt ange- 
hebt. Im Zentralbudget 1996 beträgt das 
Einsparvolumen 1,9 Prozent des BIP. 
Einsparbereiche sind die Renten und die 
Arbeitslosenunterstützung, 
^ehr nah bei uns liegen die Niederlande. 
Sie haben einen Ministerpräsidenten - er 
War früher Finanzminister, kommt aus 
dem sozialistischen Bereich und war Ge- 
^erkschaftsvorsitzender. Dort ist für den 
Zeitraum 1995 bis 1998 ein Einsparvolu- 
JUen von 2,75 BIP-Punkten zu erzielen, 
gespart wird im Gesundheitswesen, bei 
den Renten, beim Kindergeld, bei sonsti- 
gen Sozialleistungen. Die Lohnabschlüsse 
lm öffentlichen Dienst der Niederlande la- 
gen 1994 bei nominal null Prozent, 1995 
^i 0,5 Prozent, und für 1996 sind zum 1. 
uktober 0,75 Prozent vereinbart. 

Unsere gestern gefaßten Beschlüsse 
liegen mit einem Sparvolumen von 
50 Milliarden DM für den öffentli- 
chen Gesamthaushalt oder 1,5 Pro- 
zent des Bruttoinlandsprodukts im 
Rahmen dessen, was sich auch ande- 
re Länder zutrauen. 

Für den Haushalt 1996 bleiben wir bei ei- 
ner Defizitgrößenordnung von rund 60 
Milliarden DM. Trotz der Einsparungen 
ist das Budget auch unter Berücksichti- 
gung der Nettoentlastung des privaten 
Verbrauchs um 15 bis 20 Milliarden DM 
durch das Jahressteuergesetz 1996 und 
den Wegfall des Kohlepfennigs insgesamt 
konjunkturgerecht. Von einer Überkonso- 
lidierung oder von einem „Kaputtsparen" 
kann überhaupt keine Rede sein. 

Wer wie Sie von der Opposition die 
notwendigen Strukturreformen im 
Sozialbereich als „Sozialabbau" dif- 
famiert, hat im Gegensatz zu vielen 
Bürgern den Ernst der Lage nicht 
verstanden. 

Die Bürger wissen sehr wohl: Dies ist not- 
wendig. Sie sind auch bereit, ihren Beitrag 
zu erbringen, weil sie sich der Verantwor- 
tung für ihr eigenes Leben, für das Ge- 
meinwohl und für die nächste Generation 
durchaus bewußt sind. Wir setzen auf die 
Vernunft der Menschen. 
Mit dem Einstieg in notwendige Struktur- 
reformen, in mehr Flexibilität und Eigen- 
verantwortung brechen wir die Ausgaben- 
und Abgabendynamik, die bisher eine 
deutliche Senkung der Lohnnebenkosten 
verhindert. Mit den Änderungen bei der 
Lohnfortzahlung, beim Kündigungsschutz 
und bei den befristeten Arbeitsverhältnis- 
sen räumen wir entscheidende Bremsklöt- 
ze für Neueinstellungen aus dem Weg, ge- 
rade auch für kleine und mittlere Unter- 
nehmen mit weniger als zehn Beschäftig- 
ten. 
Dieses Konsolidierungspaket entlastet 
auch Länder und Gemeinden deutlich. Es 
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trägt wesentlich dazu bei, daß die Länder 
ihren Konsolidierungsbeitrag von 25 Mil- 
liarden DM erbringen können. Damit pas- 
sen die Maßnahmen genau zu den bereits 
von vielen Bundesländern eingeleiteten, 
zum Teil drastischen Sparmaßnahmen, die 
von Haushaltssperren über Kürzungen im 
gesamten Budget bis hin zu einem deutli- 
chen Personalabbau reichen. 

Neben dem, was in dem Konzept 
steht, muß natürlich auch gesehen 
werden, welche Entlastungen die 
Kommunen und damit indirekt auch 
die Länder durch die Einführung der 
Pflegeversicherung haben. Das ist ei- 
ne der größten Entlastungen gerade 
im kommunalen Bereich. 

Steuerpolitisch geht es jetzt um die Ver- 
wirklichung des abgekoppelten Teils des 
Jahressteuergesetzes 1996, um die Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer und 
eine mittelstandsfreundliche Senkung der 
Gewerbeertragsteuer bei vollem Ausgleich 
der Einnahmeausfälle der Gemeinden 
durch Beteiligung am Aufkommen der 
Umsatzsteuer. Ich bin sehr froh, daß die 
Kommunen, vor allen Dingen vertreten 
durch die kommunalen Spitzenverbände, 
sehr klar erkannt haben, daß dies ihre 
große Chance ist, die Finanzausstattung 
der Kommunen dauerhaft qualitativ und 
auch quantitativ zu verbessern. 
Wir gehen einen wichtigen Schritt im Hin- 
blick auf Mittelstandsverbesserung und 
Eigenkapitalausstattung durch die Verbes- 
serung des § 7 g des Einkommensteuerge- 
setzes. Wir werden den Solidaritätszu- 
schlag absenken, und zwar zum 1. Januar 
1997 auf 6,5 Prozent und zum 1. Januar 
1998 auf 5,5 Prozent. 
Die Neuregelung der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer wird sozial ausgewogen 
erfolgen. Dabei werden wir dem Umstand 
Rechnung tragen, daß die Vermögensteuer 
auf Privatvermögen entfällt, und zwar ge- 
nau aus den Gründen, die Wolfgang 

Schäuble dargestellt hat. Wir wären doch 
wirklich von allen guten Geistern ver- 
lassen, nur den erhebungsaufwendigsten 
Teil einer Steuer weiter zu erheben im Wis- 
sen darum, daß dafür in den nächsten Jah- 
ren entweder eine neue Hauptfeststellung 
bei der Einheitsbewertung oder eine riesige 
Bedarfsbewertung stattfinden muß, und im 
Wissen darum, daß die Stellen bei den Län- 
dern knapp sind und daß wir sehr gut aus- 
gebildete Finanzbeamte sehr wohl für an- 
dere Dinge, nicht zuletzt bei der Betriebs- 
prüfung, dringend benötigen könnten. 
Dieser private Teil der Vermögensteuer 
wird mit der Erbschaftsteuer zusammen- 
gefaßt. Dies ist durch eine Veränderung 
der Struktur des Erbschaftsteuertarifs 
möglich. Sie werden damit keine Mög- 
lichkeit haben, sich ein neues Verhet- 
zungspotential aufzubauen. Sie werden 
sich nicht - wie früher beim Jäger 90 - ein 
Thema suchen können, das Sie uns dann 
in jeder Debatte vorhalten. Nein, wir sind 
sicher: Der Wegfall der Gewerbekapital- 
steuer, der Wegfall der Vermögensteuer, 
die Verbesserung der Gewerbeertragsteu- 
er, die Beteiligung der Kommunen an der 
Umsatzsteuer und eine vernünftige Gestal- 
tung der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
sind wichtige, positive Signale für 
Deutschland und seine Zukunftsfähigkeit 
sowie für die Investitionsbereitschaft gera- 
de der Unternehmen. 
Herr Scharping, denken Sie doch noch 
einmal darüber nach, was uns eigentlich 
die Verdoppelung des Vermögensteuersat- 
zes für Private, damals im Solidarpakt, ge- 
bracht hat: eine Verlagerung von Kapital, 
eine Umschichtung in den Haushalten und 
weniger diesbezügliche Möglichkeiten für 
uns. Wer mit dem Kapital so umgeht, wie 
Sie es tun, der muß bei einem freien Kapi- 
talverkehr in Europa fürchten, daß das Ka- 
pital Deutschland verläßt. Das ist so ziem- 
lich das letzte. 

Wir brauchen attraktive Bedingun- 
gen, damit Kapital wieder verstärkt 
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nach Deutschland kommt und deut- 
sches Kapital in Deutschland bleibt. 
Das ist unsere Politik. 

Wir werden auch unseren Kurs fortsetzen, 
fragwürdig gewordene Steuervergünsti- 
gungen und Ausnahmeregelungen zurück- 
zuschneiden. Allein in den letzten sechs 
Jahren haben wir Steuersubventionen in 
der Größenordnung von über 40 Milliar- 
den DM in Deutschland abgebaut. Wir 
Werden das fortsetzen. Wir denken an die 
Sonderabschreibungen für Schiffe und 
Flugzeuge, für die es meines Erachtens 
keinen Raum mehr gibt. Wir wollen und 
Müssen gemeinsam mit den Ländern - 
aber da besteht die Mehrheit aus SPD-Fi- 
uanzministern - noch verstärkt gegen 
Steuerbetrug und Steuergestaltungs- 
unßbrauch angehen, 
"err Scharping, wir haben doch damals 
°ei der Diskussion um einen Ausgleich für 
die mit dem Solidarpakt verbundenen Be- 
lastungen die Finanzminister gebeten, uns 
Vorschläge dazu zu machen, was mehr ge- 
tan werden könnte. Dann sind Herr 
^ehleußer und andere zurückgekommen 
Ur,d haben gesagt, das sei eine Illusion und 
die Summen, die genannt würden, seien 
Schlichtweg Humbug; sie könnten nicht 
mehr tun. 

Wir wollen eine deutliche Verbreite- 
rung der Bemessensgrundlage, und 

wir wollen dies durch eine umfassen- 
de Reform der Einkommensteuer 
verwirklichen. Daran werden wir in 
den nächsten Wochen und Monaten 
intensiv arbeiten. Ziel ist, die Steuer- 
reform zum 1. Januar 1999 in Kraft 
zu setzen. 

Bei der Gelegenheit werden wir auch das 
vom Bundesrat angestoßene Thema 
„Dienstwagen und Verpflegungspausch- 
sätze" noch einmal diskutieren. Wir sind 
für Verbesserungsvorschläge durchaus 
aufgeschlossen. 
Der Wohlfahrts- und Steuerstaat - das 
müssen wir alle konstatieren - hat seine 
Grenzen erreicht. Wir können die Errun- 
genschaften der Sozialen Marktwirtschaft 
- dazu gehört neben einem hohen indivi- 
duellen und sozialen Lebensstandard auch 
die persönliche Freiheit und sozialer Ge- 
meinsinn - im 21. Jahrhundert nur bewah- 
ren, wenn wir nicht kleinkariert Einzel- 
und Gruppeninteressen verteidigen. Mit 
diesem Programm für den Standort 
Deutschland im 21. Jahrhundert packen 
wir die Wachstumsprobleme entschlossen 
an, schaffen die politischen Rahmenbedin- 
gungen für einen neuen Aufschwung und 
vermeiden unzumutbare Härten. Wir stel- 
len uns damit der Gegenwart und der Zu- 
kunft. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Kurs bestätigt 
Generalsekretär Peter Hintze zum 
Frühjahrsgutachten der sechs füh- 
renden Wirtschaftsforschungsinsti- 
tute: 

Das Frühjahrsgutachten belegt, daß wir 
alle Chancen haben, die konjunkturelle 
Schwäche aus eigener Kraft zu überwin- 
den. Entscheidend sind dafür Lohnab- 
schlüsse, die die Auftriebskräfte in der 

Wirtschaft fördern, sowie eine konse- 
quente Umsetzung des Regierungspro- 
gramms für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung. Wir fühlen uns durch das 
Frühjahrsgutachten in unserem Kurs be- 
stätigt. Bestehende Arbeitsplätze können 
nur gesichert und neue geschaffen werden, 
wenn wir konsequent die Wachstums- 
kräfte stärken. Die ritualisiert wiederhol- 
ten Sozialneidparolen der Sozialdemokra- 
ten führen ebensowenig weiter wie ihre 
Verzögerungsstrategien im Bundesrat. 
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Nichts dazugelernt 

Das Gute an Fehlern haben die Wirt- 
schaftspolitiker der SPD leider noch 
nicht entdeckt: Man kann aus ihnen 
lernen und muß sie nicht zweimal 
begehen. 
Der letzte SPD-Versuch, durch erhöhte 
Staatsausgaben die Konjunktur anzukur- 
beln und so die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, endete mit einer noch höheren 
Arbeitslosigkeit. Gleichzeitig verursachte 
er eine Inflationswelle. Trotz dieser als 
„Stagflation" bekanntgewordenen 
schlechten Erfahrung in den siebziger 
Jahren scheint die SPD nichts dazugelernt 
zu haben. Den konkreten Maßnahmen der 
Bundesregierung für mehr Wachstum und 
Beschäftigung setzt sie in ihrem Beschluß 
„Zukunft sichern - Zusammenhalt stär- 
ken" steuerfinanzierte Ausgabenerhöhun- 
gen des Staates entgegen: 
• Die SPD schlägt unter anderem eine 

„befristete Vermögensabgabe" vor. 
Das bedeutet nichts anderes als eine Er- 
höhung der Vermögensteuer. Durch sie 
soll nach Vorstellung der SPD der Soli- 
daritätszuschlag ersetzt werden. 

• Die SPD bekräftigt ihre Vorstellungen 
einer ökologischen Steuerreform. Da- 
mit meint die SPD nichts anderes als 
eine Erhöhung der Mineralölsteuer. Sie 
müßte sogar besonders massiv ausfal- 
len, denn die SPD will mit Hilfe einer 
solchen Steuererhöhung - und nicht 
durch Sparen - auch Lohnnebenkosten 
senken. 

Die Forderung nach einer höheren Ver- 
mögensteuer kann sich nur negativ auf 
die Konjunkturlage auswirken. Das Kapi- 
tal stünde nicht mehr für Investitionen und 
damit für die Schaffung neuer Arbeitsplät- 
ze zur Verfügung. Außerdem hätte die Er- 

höhung eine massive Verlagerung mobilen 
Kapitals ins Ausland zur Folge. 
Oder versteht die SPD unter „Vermögens- 
abgabe" eine deutliche Erhöhung der Ein- 
heitswerte für die Grund-, Erbschaft- und 
Vermögensteuer? Hierunter würden nicht 
nur die Empfänger großer Vermögen lei- 

Zum Beschluß des SPD- 
Präsidiums vom 25. April 

„Zukunft sichern - 
Zusammenhalt stärken" 

den, sondern gerade auch die Bezieher 
kleiner und kleinster Einkommen. Denn 
bei einer Erhöhung der Grundsteuer wür- 
den sich die Mehrkosten auch auf die Mie- 
ten niederschlagen, geringverdienende 
Mieter wären am härtesten betroffen. 
Abgesehen davon beweist die SPD mit 
dem Vorsatz, durch eine einprozentige 
Vermögensabgabe 35 Mrd. DM erlösen zu 
wollen, eine völlige Unkenntnis der 
tatsächlichen Verhältnisse. Schon heute 
beträgt die Vermögensteuer auf alle priva- 
te Vermögen 1 Prozent. Mit ihr werden 
aber nur 4 Mrd. DM erlöst. 
Die von den Grünen entlehnten Vorstel- 
lungen einer Öko- und Energiesteuer 
würden nicht nur zu einer massiven Mehr- 
belastung der Autofahrer führen - insbe- 
sondere auch der Arbeitnehmer mit klei- 
nen Einkommen, die für ihre Berufstätig- 
keit auf ein Auto angewiesen sind. Eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer hätte auch 
eine Preiserhöhung beim Heizöl zur Fol- 
ge, das Grundbedürfnis Heizen würde ver- 
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teuert. Insgesamt würde für die Privat- 
haushalte mit hohen Öko- und Energie- 
steuern ein Kosten- und Inflationsschub 
ttüt nachteiligen Folgen für Realeinkom- 
men, Investitionen und Beschäftigung aus- 
gelöst. 

Doch die SPD begnügt sich nicht mit 
diesen schädlichen und systemfremden 
Steuererhöhungsvorschlagen. Wieder 
"lacht sie Versprechungen, die sie nicht 
halten kann: Ein neues Arbeitsförderungs- 
gesetz mit einer stärkeren Förderung der 
Lohn- und Sachkostenzuschüsse und 
einem Rechtsanspruch auf aktive Arbeits- 
förderung nach zwei Jahren kann ange- 
sichts der angespannten Lage des Bundes- 
haushaltes und wegen der ohnehin hohen 
Steuer- und Abgabenlast nicht noch 
zusätzlich finanziert werden. 
Gegen alle wirtschaftlichen Erfahrungen 
der letzten Jahre will die SPD außerdem 

Unternehmen neuen Regulierungen unter- 
werfen. 
Neue Steuern, neue staatliche Reglemen- 
tierungen und unverantwortbare zusätzli- 
che Ausgaben: Das kann die SPD nicht im 
Ernst als mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung verkaufen. Es steht im Widerspruch 
zu allen wirtschafts- und arbeitsmarktpoli- 
tischen Notwendigkeiten. Wir brauchen 
nicht mehr, sondern weniger Steuern. Wir 
brauchen nicht mehr, sondern weniger Re- 
gulierungen. Wir brauchen nicht zusätzli- 
che Staatsausgaben, sondern die Bereit- 
schaft und den Mut zu sparen. 
Die SPD als wirtschafts- und sozialpoliti- 
scher Geisterfahrer, auf dem Weg in die 
Vergangenheit der 70er Jahre: Mit einem 
solchen Kurs bestätigt die SPD - unfrei- 
willig - nur eines, daß in Wahrheit nie- 
mand eine ernstzunehmende und verant- 
wortbare Alternative zur Politik der Bun- 
desregierung hat. 

Internationale Jugendbegegnung in den USA 
Der christlich demokratische Kin- 

der- und Jugendverband Frisch- 
luft e.V. führt in der Zeit vom 29. Juli 
bis 18. August 1996 eine internatio- 
nale Jugendbegegnung in Peoria, 
Illinois, USA, durch. Zur Teilnahme 
sind Jugendliche und junge Erwach- 
sene zwischen 16 und 26 Jahren 
herzlich eingeladen. 
Unter dem Themenkreis „Umwelt" 
wird der Mittlere Westen der Verei- 
nigten Staaten erkundet, wo Frisch- 
luft e.V. vor Ort mit der Deutsch- 
Amerikanischen Gesellschaft zu- 
sammenarbeitet. Die erste Woche 
wird die Gruppe in Peoria, ca. 100 
Meilen südwestlich von Chicago, 
verbringen, von dort aus geht es ge- 
meinsam mit der amerikanischen 

Partnergruppe zum Great Smoky 
Mountains Nationalpark. Über Nash- 
ville, Memphis und St. Louis führt die 
Reise zurück in die Großstadt Chica- 
go. Der Teilnehmerbeitrag für die ge- 
samte dreiwöchige Reise einschließ- 
lich Flug sowie Unterbringung in 
Gastfamilien und Motels beträgt nur 
1.990,— DM. Einige Plätze für die 
Fahrt sind noch frei. Weitere Infor- 
mationen und Anmeldungsformulare 
sind zu erhalten in der Bundes- 
geschäftsstelle von 

Frischluft e.V. 
Annaberger Str. 283 
53175 Bonn 
Tel.(0228)310023 
Fax (02 28) 31 47 03 
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Auf richtigem Kurs 
Zur Leitzinssenkung durch die 
Deutsche Bundesbank erklärte der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hans-Peter Repnik: 
Mit der unerwartet kräftigen Leitzins- 
senkung hat die Bundesbank bestätigt, daß 
die Koalition mit ihrer Wirtschafts- und 
Finanzpolitik auf dem richtigen Kurs ist. 
Der Bundesfinanzminister hat mit seiner 
konsequenten Konsolidierungslinie das 
Vertrauen geschaffen, welches diese Ent- 
scheidung ermöglicht hat. 
Wir werden auf diesem Wege voranschrei- 
ten und in der nächsten Zeit beherzt Maß- 
nahmen ergreifen, um die Stabilität von 
Wirtschaft und Staatsfinanzen auch für die 
Zukunft zu sichern. Es bleibt unser wich- 
tigstes Ziel, die Staatsquote zu senken und 
im Rahmen der symmetrischen Finanzpo- 
litik durch energisches Sparen neue Spiel- 
räume für Abgabensenkungen zu schaffen. 
Der Beschluß des Zentralbankrates ist in- 
sofern auch ein Vertrauensvorschuß, den 
die Verantwortlichen nicht nur im Bund, 
sondern auch in den Ländern einlösen 
müssen. Die CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on wird ihren Beitrag dazu leisten und die 
Bundesregierung tatkräftig und kreativ un- 
terstützen. Die Opposition und die SPD- 
geführten Landesregierungen würden ver- 
antwortungslos handeln, falls sie unsere 
zukunftssichernde Politik in der bisher üb- 
lichen Weise sabotierten. 

Kommentare 
Flankenschutz 
Die Deutsche Bundesbank war wieder ein- 
malfür eine Überraschung gut. Entgegen 
den Erwartungen der meisten Experten 
und Marktteilnehmer wurden die Leitzin- 
sen deutlich zurückgenommen. Mit 2,5 
Prozent hat der Diskontsatz, zu dem die 

Kreditinstitute Zentralbankgeld erhalten 
können, ein seit 1988 nicht mehr verzeich- 
netes Tief erreicht. Der weniger bedeu- 
tungsvolle Lombardsatz liegt mit 4,5 Pro- 
zent noch einen Punkt über seinem bishe- 
rigen Minimum. Zur Begründung führen 
die Währungshüter eine ganze Reihe sig- 
nifikanter Daten an, um den Schritt gera- 
de jetzt opportun erscheinen zu lassen. 
Das schlagkräftigste Argument liefert die 
anhaltend niedrige Teuerungsrate von et- 
wa 1,5 Prozent. Eine Preisentwicklung, 
die das Prädikat „stabil" verdient. 

Die Welt 

Zinssignal soll Mut machen 
Für Kreditnehmer gibt es aus dem Haus 
der Bundesbank eine frohe Botschaft. Die 
Notenbank senkt ihre beiden Leitzinsen 
Diskont- und Lombardsatz auf ein histori- 
sches Tief. Das Geld wird nochmals billi- 
ger und könnte so manchen Privaten oder 
Unternehmer zu mehr Investitionen auf 
Pump anregen. Das Zinssignal aus Frank- 
furt soll der heimischen Wirtschaft Mut 
machen und kommt deshalb als flankie- 
rende Maßnahme zu den Bonner Sparplä- 
nen zur rechten Zeit. Gerade hat der Inter- 
nationale Währungsfonds (IWF) die Deut- 
schen gemahnt, mehr gegen Arbeitslosig- 
keit und Schuldenberge zu tun. Es wäre je- 
doch vermessen zu glauben, mit niedrigen 
Zinsen allein sei die lahme Konjunktur auf 
Trab zu bringen.      Süddeutsche Zeitung 

Der Coup 
Selbst renommierte Volkswirte der Frank- 
furter Großbanken wurden völlig über- 
rascht. Mit einer Senkung der Leitzinsen 
hatten sie kaum gerechnet, schon gar 
nicht in einem solchen Ausmaß. Wieder 
einmal ist den Währungshütern ein Coup 
gelungen. Die Bundesbank hat mit ihrem 
jüngsten Schritt vielen Forderungen nach- 
gegeben, die in letzter Zeit wegen der lah- 
menden Konjunktur und der andauernden 
Massenarbeitslosigkeit erhoben wurden. 

Stuttgarter Nachrichten 
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Wolfgang Schäuble: 

Unser Programm ist ausgewogen 
und mutet 

niemandem Unzumutbares zu 
^ir haben vier Millionen Arbeitslose in 
unserem Land, und ich finde, die De- 
batte und die Art, wie wir sie führen, 
sollten dieser Tatsache Rechnung tra- 
gen. Ich bitte Sie alle darum. 

Herr Ministerpräsident Lafontaine, Sie 
haben gesagt, Fairneß und das Bei-der- 
Wahrheit-Bleiben sollten die Grundlage 
dieser Debatte sein. Dem will ich aus- 
drücklich zustimmen. Sie haben auch ge- 
sagt, die Regierungserklärung des Bundes- 
kanzlers beschreibe die Lage und den 
"andlungsbedarf richtig. Sie haben dann 
den Vorschlägen zum Teil zugestimmt und 
2um Teil kritische Anmerkungen dazu ge- 
dacht. Aber Sie sind Ihrer eigenen Anfor- 
derung, bei der Wahrheit zu bleiben, nicht 
gerecht geworden, weil Sie dem Bundes- 
kanzler unterstellt haben - das haben Sie 
§anz am Anfang gesagt -, die Rede sei 
zwar gut, aber sie hätte schon vor ein paar 
Wochen, nämlich vor den Landtagswah- 
len, gehalten werden müssen. Sie haben 
gesagt, wir hätten vor den Landtagswah- 
'en nicht dasselbe gesagt, was wir jetzt als 
Konzept vorlegen. Das ist nicht die Wahr- 
heit. 

Damit wir das gleich friedlich ausräumen 
Und es so machen, wie es Herr Lafontaine 
gesagt hat - mir ist es damit sehr Ernst, 

aß ein falscher Eindruck ausgeräumt 
Wird -: Wir haben Ende Januar das 50- 

unkte-Aktionsprogramm für Investitio- 
nen Und Arbeitsplätze vorgelegt. Ich will 

hier nicht alles vortragen. Aber Sie haben 
als erste Punkte unsere Absichten hinsicht- 
lich des Kündigungsschutzes und der 
Lohnfortzahlung genannt, Herr Lafontai- 
ne. 
Jetzt lese ich Ihnen aus unserem 50-Punk- 
te-Programm für Wachstum und Beschäf- 
tigung von Ende Januar - der Bundes- 
kanzler hat darauf Bezug genommen; es 
ist ja veröffentlicht worden, und wir haben 
darüber debattiert - die Ziffer 18 vor: 

Pro Mitarbeiter und Jahr gehen etwa 
15 Arbeitstage durch Arbeitsunfähig- 
keit verloren. Dies führt zu im interna- 

Aus der Rede des 
Vorsitzenden der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion in 
der Bundestagsdebatte zum 

Sparpaket der Bundes- 
regierung am 26. April 

tionalen Vergleich hohen zusätzlichen 
Kostenbelastungen der deutschen Un- 
ternehmen. Um dem entgegenzuwir- 
ken, hält es die Bundesregierung für 
notwendig, daß die Tarifpartner - ent- 
sprechend der Verabredung in dem 
Gespräch beim Bundeskanzler am 23. 
Januar 1996 (Bündnis für Arbeit und 
zur Standortsicherung) - Möglichkei- 
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ten zur Verminderung von Fehlzeiten 
in den Betrieben konkretisieren... 

Es wurde immer gesagt: Wenn die Tarif- 
partner dazu Ergebnisse bringen, muß der 
Gesetzgeber nicht handeln. Die Tarifpart- 
ner haben am Dienstag erklärt, sie seien 
nicht in der Lage, zu Ergebnissen zu kom- 
men. Ich will das nicht würdigen. Deswe- 
gen haben wir entsprechend unserer 
Ankündigung unsere Beschlüsse gefaßt. 
Nehmen Sie den Vorwurf zurück, wir hät- 
ten vor den Wahlen nicht angekündigt, 
was wir jetzt beschlossen haben! 
Dann haben Sie gesagt, wir hätten unsere 
Absichten und Vorschläge zum Kündi- 
gungsschutzgesetz nicht vorher bekannt- 
gemacht. 
Ich lese zum Kündigungsschutz Ziffer 20 
des Aktionsprogramms für Investitionen 
und Arbeitsplätze vor: 

Ohne den Kündigungsschutz einzu- 
schränken, sollen Regelungen präzi- 
siert und klarer gefaßt werden. Dies 
gilt insbesondere für die Sozialaus- 
wahl und die dabei zu berücksichti- 
genden betrieblichen Notwendigkeiten 
bei betriebsbedingten Kündigungen. 

Das ist das gleiche, was jetzt in unserem 
Programm steht. 

Die Bundesregierung wird die zulässi- 
ge Dauer von befristeten Arbeitsver- 
hältnissen nach dem Beschäftigungs- 
förderungsgesetz auf 24 Monate aus- 
dehnen und in diesem Rahmen eine 
Mehrfachbefristung zulassen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, zur 
Förderung von Beschäftigung in klei- 
neren Unternehmen und von Teilzeit- 
arbeit den Schwellenwert im Kündi- 
gungsschutzgesetz zu erhöhen und 
Teilzeitarbeitnehmer im Arbeitsrecht 
anteilig zu berücksichtigen; sie wird 
darüber mit den Tarifpartnern 
Gespräche aufnehmen. 

Herr Lafontaine, Sie müssen zurückneh- 
men, daß wir vor den Wahlen nicht gesagt 

hätten, was wir diese Woche beschlossen 
haben. 
Weil Sie es ja so damit haben, daß andere 
lesen sollen, wie gut man informiert ist, 
haben Sie, was ich sehr begrüße, gesagt, 
man solle doch die Möglichkeit der Ver- 
rechnung mit dem Bezug von Sozialhilfe 
bei eigener Arbeit von Sozialhilfeempfän- 
gern verbessern. Herr Ministerpräsident 
Lafontaine, ich darf Sie darüber informie- 
ren, daß das entsprechende Gesetz zur Re- 
form des Sozialhilferechts vom Deutschen 
Bundestag am 22. März 1996 verabschie- 
det worden ist. 
Das Problem ist leider nur, daß der Bun- 
desrat das Gesetz bisher abgelehnt hat. 
Der Vermittlungsausschuß wird am Mon- 
tag kommender Woche darüber beraten. 
Ich hoffe, daß Ihre Ankündigung auf man- 
gelnder Information beruht und so zu ver- 
stehen ist, daß Sie darauf hinwirken wer- 
den, daß wir rasch die Zustimmung des 
Bundesrates zu dem vom Bundestag ver- 
abschiedeten Gesetz bekommen. 
Nachdem klargestellt ist, daß der wesentli' 
ehe Inhalt dessen, was die Koalitionsfrak- 
tionen nach intensiver, aber auch zügiger 
Beratung gestern abend beschlossen ha- 
ben, was wir Ihnen vorlegen und was der 
Bundeskanzler in seiner Regierungser- 
klärung vorgetragen und begründet hat, 
bereits vor den Wahlen angekündigt war, 
können wir zur Sache zurückkehren. Die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
- das hat auch Herr Lafontaine nicht be- 
stritten - hat zutreffend die Notwendigkeit 
beschrieben, daß wir angesichts dramati- 
scher Veränderungen in der Welt wie in 
der Wirklichkeit unserer Arbeitswelt und 
unserer Gesellschaft neue Antworten auf 
neue Herausforderungen finden müssen. 
Das ist die eigentliche Aufgabe, die in un- 
serem Land gestellt ist. 
Die großen Veränderungen, die in der WeK 
stattfinden und auf die wir Antworten su- 
chen müssen, können damit beschrieben 
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Werden, daß wir eine Globalisierung von 
Märkten haben, daß der Wettbewerb um 
die Standorte von Investitionen und um 
Arbeitsplätze nach dem Ende der europäi- 
schen Teilung ganz anders geworden ist, 
als er noch vor wenigen Jahren war, daß 
wir deshalb um die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft und damit um die Zu- 
kunft unseres Wohlstands und unserer so- 
zialen Sicherheit ringen müssen und daß 
wir wettbewerbsfähig bleiben bzw. wett- 
bewerbsfähiger werden müssen, als wir es 
in den letzten Jahren geworden sind. Das 
lst die eigentliche Aufgabe. 
Zu den großen Veränderungen gehört ganz 
genauso - ich könnte viele beschreiben; 
lch will nur wenige Hauptlinien aufzeigen, 
Um zu begründen, worin unsere Antworten 
bestehen -, daß wir durch die Entwicklung 
der modernen Technik und Forschung; 
•nsbesondere durch die Kommunikations- 
technik und anderes mehr im Bereich der 
'ndustriellen Produktion und im Bereich 
großer Verwaltungen - denken Sie an 
°anken oder Versicherungen - Rationali- 
sierungsfortschritte haben, die wir zwar 
beklagen, aber nicht ändern können, denen 
^lr uns stellen müssen, weil sonst noch 
mehr Arbeitsplätze verlorengehen. Diese 
Entwicklung führt dazu, daß wir das Ziel 
Arbeit für alle eben nicht mehr nur im Be- 
reich industrieller Produktion erreichen 
gönnen, sondern dabei stärker als bisher 
den Bereich neuer Beschäftigungsfelder, 
insbesondere die privaten Haushalte und 
den Dienstleistungssektor insgesamt ein- 
beziehen müssen. 
pas führt dazu, daß das Problem der 
j-°hnzusatzkosten, das Problem der 
•Flexibilisierung und das Thema, neue 
^ntworten zu suchen, eine ganz andere 
Bedeutung gewinnen, wenn man Arbeits- 
0s«gkeit nicht nur als Möglichkeit zur 
emagogischen Auseinandersetzung be- 

greift, sondern als eine Herausforderung, 
Zu deren Bewältigung wir alle aufgerufen 
sind. 

Veränderungen ergeben sich auch auf 
Grund der demographischen Entwicklung. 
Am liebsten würden Sie auch noch dafür 
den Bundeskanzler verantwortlich machen. 
Ich weiß, daß er Ihrer Meinung nach für 
alles und vor allem für die Lösung aller 
Probleme zuständig ist. Ich habe verstan- 
den - ich will ausdrücklich sagen, daß ich 
Ihre Meinung teile -, daß es, wenn Ver- 
öffentlichungen zutreffen, in Vorstands- 
etagen großer deutscher Unternehmen bei 
der derzeitigen Situation, wo man zum Teil 
Dividendenzahlungen aussetzen muß und 
wo Arbeitsplätze abgebaut werden, als vor- 
dringliches Problem angesehen wird, die 
Anpassung der Vorstandsbezüge an ameri- 
kanische Verhältnisse auf die Tagesordnung 
zu setzen. Ich finde, wir haben dringendere 
Probleme in unserem Land zu lösen. Dafür 
ist der Bundeskanzler aber nicht verant- 
wortlich. 
Das sollten wir gemeinsam sagen. Viel- 
leicht können sogar die Arbeitnehmerver- 
treter in den entsprechenden Vorständen 
daran mitwirken, daß man sich auf die 
vorrangigen Prioritäten, auch in den Vor- 
standsetagen, konzentriert. 

Was die demographische Entwicklung 
betrifft, so müssen wir doch sehen - es 
hat doch keinen Sinn, uns die Verant- 
wortung gegenseitig zuzuschieben -, 
daß die Lebenserwartung gestiegen ist 
und weiter steigt. Daß übrigens die 
Lebenserwartung in den neuen Bun- 
desländern schon im Vergleich zu 
1989 im Ansteigen begriffen ist, 
gehört zu den erfreulichsten Dingen, 
die wir in unserem wiedervereinten 
Vaterlande zu registrieren haben. 

Darüber, daß wir aber bei gleichzeitig ge- 
sunkenen Geburtenzahlen nicht den Weg 
in eine immer kürzere Lebensarbeitszeit 
fortsetzen können, wenn die Grundlagen 
unseres Wohlstandes und unserer sozialen 
Sicherungssysteme stabil bleiben und als 
zukunftsfähig erhalten werden sollen, soll- 
ten wir nicht streiten, sondern wir sollten 
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darauf die richtigen Antworten suchen. 
Wir legen dazu in unserem Programm für 
Wachstum und Beschäftigung Antworten 
vor, wobei wir gerne in der Auseinander- 
setzung mit Ihren Standpunkten überprü- 
fen wollen, ob es noch bessere Wege gibt. 
Dies alles sind Veränderungen, auf die wir 
reagieren wollen und müssen, wenn wir 
unsere Chancen für die Zukunft sichern 
wollen. Deswegen geht es gar nicht um 
Einsparungen, um Opfer und Einschrän- 
kungen, sondern es geht darum, die not- 
wendigen Schritte zu tun, damit wir auch 
weiterhin in Wohlstand, in sozialer Ge- 
rechtigkeit und in einer sicheren Zukunft 
leben können. Das ist das Ziel. 
Dazu müssen wir nach unserer Überzeu- 
gung kleine und mittlere Unternehmen be- 
fähigen, mehr Arbeitsplätze zu schaffen. 
Deswegen konzentrieren wir uns in unse- 
rem Programm auf die Förderung neuer 
kleiner und mittlerer Unternehmen und 
auf die Förderung von Existenzgründern. 
Deswegen setzen wir in unserem Pro- 
gramm darauf, Existenzgründer zu för- 
dern, die Eigenkapitalbildung in neuen, 
expandierenden Unternehmen zu verstär- 
ken und den Zugang zu Wagniskapital zu 
verbessern. Das alles sind die Schritte. 
Deswegen konzentrieren wir uns auch dar- 
auf, wie schon Ende Januar angekündigt, 
die Einstellungsmöglichkeiten, auch durch 
die Anhebung von Schwellenwerten beim 
Kündigungsschutz, bei kleinen Unterneh- 
men im Handwerk zu verbessern. 
Wir müssen nach unserer Überzeugung 
Einstellungshemmnisse abbauen, und wir 
müssen nach unserer Überzeugung die Be- 
reitschaft zur Neueinstellung, zur Schaf- 
fung von neuen und von mehr Arbeitsplät- 
zen verbessern. Wir sollten uns nicht 
durch Scheuklappen und Tabus den Zu- 
gang zur Lösung der Probleme versperren. 
Deswegen finde ich auch, daß der Gesetz- 
geber in allen Bereichen, die nicht tarif- 
vertraglich geregelt sind - wir respektie- 
ren die Tarifautonomie - die Regelungen 

für die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
und die Entgeltfortzahlung im Urlaub mo- 
difizieren und eine Selbstbeteiligung im 
Krankheitsfall und eine Anrechnung von 
Überstunden bei der Entgeltfortzahlung 
im Urlaub einführen sollte. In allen ande- 
ren Ländern ist das auch so geregelt. 

Ich meine, daß man in den Fällen, in de- 
nen man nicht arbeitsfähig ist, nicht ge- 
nausoviel oder gar mehr bekommen kann 
wie dann, wenn man erwerbstätig ist. Der 
Vorschlag, den wir hier machen, ist nicht 
etwas Unzumutbares, wie überhaupt alles 
das, was wir vorschlagen, überhaupt nicht 
als „Kahlschlag" oder „tiefer Einschnitt" 
oder „Opfer" zu begreifen ist. 

Nein, die notwendigen, aber zumut- 
baren und sozial ausgewogenen und 
vertretbaren Korrekturen haben ein 
einziges Ziel: unseren Wohlstand, un- 
sere soziale Sicherheit und mehr Ar- 
beitsplätze auch für die Zukunft zu 
sichern. Darum und um nichts ande- 
res geht es, und da sollten wir uns 
nicht gegenseitig diffamieren. 

Wir müssen auch neue Beschäftigungsfel- 
der erschließen. Deswegen glaube ich, daß 
unser Schritt richtig ist. Ich habe aufmerk- 
sam zugehört und die Zuversicht ge- 
schöpft, daß die Sozialdemokratische Par- 
tei ihre Position, die sie über viele Jahre 
eingenommen hat, korrigiert. Wir sind der 
Überzeugung, daß wir private Haushalte 
stärker als Arbeitgeber für reguläre Be- 
schäftigungsverhältnisse steuerlich aner- 
kennen müssen. Das haben Sie über viele 
Jahre mit dem Totschlagargument „Dienst- 
mädchenprivileg" verhindert und diffa- 
miert. Jetzt sind Sie dabei, Ihre Position zu 

korrigieren. Ich begrüße das ausdrücklich 
und werbe dafür, daß Sie das unterstützen- 
Wenn wir über die Lebenswirklichkeit von 
Menschen, Frauen und Männern, reden, 
dann wissen wir, daß Einstellungen und 
Lebensplanungen sich verändern, daß heu- 
te mehr Menschen als zu Lebzeiten der 
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Generation unserer Eltern und Großeltern 
thre Lebensplanung darauf abstellen, daß 
sie gern erwerbstätig sein wollen und daß 
sie sich bei der Erledigung häuslicher Ar- 
beit in einem stärkeren Maße als früher 
auch der Anstellung von Arbeitskräften 
bedienen wollen. Dieser Leistungsaus- 
tausch wird aber nur funktionieren, wenn 
er außerhalb von Schwarzarbeit und 
Schattenwirtschaft erfolgt, wenn wir die 
steuerlichen Rahmenbedingungen dafür 
schaffen, daß dies tatsächlich nicht in die 
Schattenwirtschaft abgedrängt wird. Des- 
Wegen legen wir diesen Vorschlag vor und 
Serben bei Ihnen um Unterstützung, 
tch habe überhaupt bei vielen Ihrer Vor- 
schläge - soweit ich sie nachvollziehen 
konnte und soweit Sie sie auch schriftlich 
Vermittelt haben - die Sorge, daß das, 
^as Sie aufs Papier schreiben, nicht der 
/Wirklichkeit im Leben entspricht. Man 
Kann wunderbar darüber diskutieren - die 
j^ebatte wird auch in meiner Fraktion ge- 
ehrt; warum soll man darüber nicht re- 
den? - ob die Entwicklung bei den ge- 
nngfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
auf Dauer ohne jede Veränderung so wei- 
tergehen kann. Aber, Herr Kollege Lafon- 
aine, wenn wir diese Beschäftigungsver- 
hältnisse einfach abschaffen, dann - das 
sage ich Ihnen voraus - wird die Antwort 
?er Realität die sein, daß wir nicht mehr 

eschäftigungsverhältnisse bekommen, 
sondern noch mehr Schwarzarbeit und 
n°ch mehr Schattenwirtschaft. Das möch- 
ten wir vermeiden. 
bs nützt uns nichts, wenn wir auf dem Pa- 
P|er scheinbar gute Programme machen, 
dle in der Wirklichkeit nicht funktionie- 
ren. Wir müssen doch sehen, daß es ein 
entscheidendes Problem ist, daß ein im- 
Jj!er größerer Teil von Beschäftigung in 

le Grauzone von Schattenwirtschaft und 
chwarzarbeit abdriftet. Deswegen ist es 
je Hauptaufgabe, wenn wir mehr Arbeits- 

plätze, mehr Wachstum, mehr wirtschaftli- 
che Dynamik und damit mehr soziale Si- 

cherheit wollen, daß wir den zu breit ge- 
wordenen öffentlichen Korridor - das 
nennt man Staatsquote bzw. Steuer- und 
Abgabenquote - etwas enger gestalten. 

Deswegen sind alle unsere Bemühun- 
gen, durch Einsparungen Steuern 
und Abgaben allmählich senken zu 
können, nicht Sparaktionen um des 
Sparens willen, sondern es sind not- 
wendige Beiträge, um mehr Arbeits- 
plätze zu bekommen. Darum geht es 
und nicht um einen anderen Zusam- 
menhang. 

Deswegen sind Ihre Alternativen aus mei- 
ner Sicht nicht hinreichend geeignet. Sie 
sagen, wir sollten Leistungen aus der So- 
zialversicherung auf die öffentlichen 
Haushalte umfinanzieren. Dieses Argu- 
ment haben wir auch in unseren eigenen 
Reihen hin und her abgewogen. Tun wir 
doch nicht so, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, als hätte der eine recht und der 
andere unrecht, sondern lassen Sie uns 
doch um die bessere Lösung, um die rich- 
tigen Antworten ringen! Die Lage ist ernst 
genug, und die Probleme sind wichtig ge- 
nug. 
Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
in der jetzigen Situation unseres Landes, 
unserer Wirtschaft und unserer Gesell- 
schaft die Staatsquote, die wir ja zwischen 
1982 und 1989 - der Bundeskanzler hat 
darauf hingewiesen - von 52 auf unter 46 
Prozent reduzieren konnten, als Folge von 
40 Jahren Teilung und Sozialismus wieder 
zu hoch geworden ist. 
Wir müssen deswegen zunächst Einspa- 
rungen durchsetzen; denn durch Umschich- 
tungen, durch Umfinanzierungen reduziert 
man die Staatsquote nicht. Die Staatsquote 
zu reduzieren heißt, Einsparungen auf der 
Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte 
und der Sozialversicherungen vorzuneh- 
men. Aus diesem Grunde haben wir uns 
dafür entschieden, zunächst auf der Ausga- 
benseite zumutbare Einsparungen durchzu- 
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setzen und in einem nächsten Schritt 
schnell, aber auch gründlich vorbereitet 
durch die beiden Kommissionen unter dem 
Vorsitz von Finanzminister Theo Waigel 
und Arbeitsminister Norbert Blüm, darüber 
zu reden, welche weiteren Schritte zusätz- 
lich gegangen werden können. 

Wenn wir uns jetzt dem Zwang zu 
Einsparungen bei Bund, Ländern 
und Gemeinden sowie bei den Sozial- 
versicherungen dadurch entziehen 
würden, daß wir neue Finanzquellen 
erschließen, dann würden wir einen 
Fehler machen, und die Staatsquote 
würde nicht sinken, sondern weiter 
steigen. Deshalb sind wir dagegen. 

Sie sagen, man sollte eine ökologische 
Steuerreform durchführen. Wir haben dar- 
über schon einige Male diskutiert; man 
muß es ja auch immer wieder tun. Auch da 
hat der eine nicht nur recht und der andere 
nicht nur unrecht. Wenn wir aber über die 
Frage diskutieren, ob dies unter Berück- 
sichtigung aller Gesichtspunkte jetzt ein 
richtiger Schritt ist, dann sage ich Ihnen: 
Angesichts des Standortwettbewerbs um 
Investitionen und Arbeitsplätze - noch im- 
mer sind unsere Hauptkonkurrenten die 
westeuropäischen Nachbarn, und die an- 
deren EU-Länder haben im Vergleich zur 
Bundesrepublik Deutschland durchschnitt- 
lich um 25 Prozent niedrigere Strompreise 
- wird jeder Schritt, der die Kostensituati- 
on des Standortes Deutschland im Ver- 
gleich zu unseren Partnern in Europa zu- 
sätzlich belastet, den Prozeß der Auslage- 
rung von Arbeitsplätzen verschärfen und 
ist deswegen in dieser Situation das 
falsche Rezept. 
Aus diesem Grunde möchten wir in dieser 
Situation nichts tun, was die Chancen für 
mehr Arbeitsplätze und weniger Arbeitslo- 
sigkeit weiter verschlechtert. Deshalb kon- 
zentrieren wir uns auf diese Dinge. 
Wir haben ja auch hinsichtlich der Durch- 
führung einer Kraftfahrzeugsteuerreform 

lange miteinander diskutiert, nachgedacht 
und gerungen, ob es richtig ist, die Kraft- 
fahrzeugsteuer jetzt auf die Mineralölsteu- 
er umzuverlagern, oder ob es nicht der 
bessere Weg ist, zunächst einmal eine 
schadstoffemissionsbezogene Kraftfahr- 
zeugsteuerreform zu verwirklichen. 
Die Umweltpolitiker haben uns ganz über- 
wiegend gesagt, der bessere Weg, schnel- 
ler zu einer stärkeren Reduktion der Emis- 
sionen durch den Kraftfahrzeugverkehr zu 
kommen, sei unsere Form der schadstoff- 
emissionsbezogenen Kraftfahrzeugsteuer- 
reform. Wir schlagen Ihnen das so vor, 
weil wir uns darauf konzentrieren müssen, 
wenn wir der Umwelt helfen wollen 
Das ist im übrigen auch für die wirtschaft- 
liche Dynamik günstig: Wenn wir die Um- 
rüstung der Fahrzeugflotte von nicht 
schadstoffarmen auf schadstoffärmere 
Kraftfahrzeuge beschleunigen, bewirkt 
dies auch einen positiven Impuls für 
Wachstum und Beschäftigung, für Arbeits- 
plätze in unserem Land. Auch unter die- 
sem Aspekt scheint uns dies der richtigere 
Weg zu sein. Deswegen werbe ich schon 
jetzt um Ihre Zustimmung. 
Wir haben aber auch gesagt: Ab 2003 
kann unseres Erachtens bei der Kraftfahr- 
zeugsteuerreform der nächste Schritt getan 
werden, den wir nur im Einvernehmen m«1 

den Ländern gehen wollen und gehen wer- 
den. Wir wollen ja all diese Dinge im Ein- 
vernehmen mit den Ländern machen, zu- 
mal die Kraftfahrzeugsteuer eine Steuer 
ist, deren Aufkommen ausschließlich den 
Bundesländern zukommt. 
Deswegen müssen wir ökologische und 
ökonomische Argumente und Gesichts- 
punkte unter Berücksichtigung und nach 
eingehender Analyse der heute gegebenen 
Lage, der Notwendigkeiten und Prioritäten 
richtig miteinander verbinden. Unser Pro- 
gramm, das wir Ihnen vorschlagen und 
wofür wir um Ihre Zustimmung werben, is 

meines Erachtens der bessere Weg, um der 



WOLFGANG SCHäUBLE UiD 13/1996 ■ Seite 25 

Umwelt zu dienen und zugleich die Chan- 
cen für mehr Arbeitsplätze, mehr Beschäfti- 
gung und mehr wirtschaftlichen Wohlstand 
•n unserem Lande zu erschließen, 
fch glaube, daß das, was Sie unter dem 
Schlagwort „ökologische Steuerreform" in 
die Debatte eingebracht haben, am Ende 
nur zu einer Verteuerung der Energie und 
Zu weniger Beschäftigung und im Ergeb- 
nis auch zu weniger Umweltstandards in 
Europa führt; denn wenn die Produktion 
aus Deutschland verlagert wird, dient das 
Ja auch der Umwelt nicht, weil wir die 
höchsten Umweltstandards in der Produk- 
ten haben. 
ich habe die Diskussion um den Produkti- 
°nsstandort für ein neues Automobil in 
Lothringen oder in Baden-Württemberg 
sehr genau miterlebt. Herr Bundeskanzler, 
^le haben sich damals dankenswerterwei- 
se zusammen mit dem baden-württember- 
§lschen Ministerpräsidenten um diese Ent- 
scheidung bemüht, ohne daß wir in die 
kutscheidung der Unternehmer eingreifen 
Tollten; das können wir nicht, und das 
Urfen wir auch nicht. In jener Diskussion 

uat die Frage der Energiepreise in Baden- 
Württemberg einerseits und in Elsaß-Lo- 

ngen andererseits eine ausschlaggeben- 
e Rolle gespielt. Deswegen: Wer Ener- 

§lepreise in Deutschland erhöht, muß die 
^Jage beantworten, ob das bei mehr als 4 
ryllionen Arbeitslosen verantwortbar ist. 
cn halte es nicht für verantwortbar. 

enn wir uns einig sind, daß wir, um 
|Uehr Arbeitsplätze schaffen zu können, 

lezu hohe Belastung an Steuern und Ab- 
gaben reduzieren müssen, dann sollten 

,e, Herr Lafontaine, unsere Vorschläge 
"•er nicht so sachwidrig darstellen. Sie ha- 
J**> am Schluß plötzlich gesagt, daß Sie 

ttenbar zur Kenntnis genommen haben, 
y
aB Unser Vorschlag eben nicht ist, die pri- 
ate Vermögensteuer ersatzlos abzuschaf- 

• Ich meine, es ist doch in Ordnung, 
daß wir in der Diskussion manche Vor- 
schläge gemacht haben; man wird doch 

noch ein bißchen diskutieren dürfen. Aber 
da wir gesagt haben, am Donnerstag, dem 
25. April, werden wir entscheiden, und 
schon am Freitag, dem 26. April, möchten 
wir das gern mit Ihnen im Bundestag de- 
battieren, sollten wir uns doch an das hal- 
ten, was wir gemeinsam vorgeschlagen 
haben. 

Unser Vorschlag ist, die Vermögen- 
steuer genauso wie die Gewerbekapi- 
talsteuer auf Betriebsvermögen als 
Steuern, die im Standortwettbewerb 
Investitionen behindern, abzuschaf- 
fen und die private Vermögensteuer, 
die Steuer auf Privatvermögen, mit 
der Erbschaftsteuer zusammenzufas- 
sen. Dann haben wir soziale Ausge- 
wogenheit und zugleich Steuerverein- 
fachung. 

Wenn wir die Gewerbekapitalsteuer nicht 
abschaffen, wenn Sie Ihre Blockade der 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
nicht endlich aufgeben, müssen wir zum 
1. Januar in den neuen Bundesländern die 
Einheitsbewertung einführen. Dann bricht 
die Steuerverwaltung in den neuen Bun- 
desländern zusammen; sie kann das gar 
nicht leisten. 
Die Tatsache, daß in den letzten fünf Jah- 
ren annähernd 200 Milliarden DM Direkt- 
investitionen aus Deutschland ins Ausland 
geflossen sind, was aus vielen Gründen 
gut, notwendig und richtig ist - der Bun- 
deskanzler hat das in seiner Regierungser- 
klärung zutreffend beschrieben -, daß dem 
aber nur knapp 19 Milliarden DM Direk- 
tinvestitionen aus dem Ausland in 
Deutschland gegenüberstehen, beschreibt 
etwas von dem Prozeß der Abwanderung 
von Investitionen und Arbeitsplätzen aus 
Deutschland. Dies können wir nicht hin- 
nehmen. Das müssen wir ändern! 
Weil dies so ist, dürfen wir in Deutschland 
investiertes Kapital nicht höher besteuern, 
als es in anderen Ländern der Fall ist. 
Sonst werden noch mehr Arbeitsplätze ab- 
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wandern. Deswegen muß die Gewerbeka- 
pitalsteuer, die es sonst nirgendwo in Eu- 
ropa gibt, weg. Deswegen muß nach dem 
Urteil des Verfassungsgerichts auch die 
Vermögensteuer auf Betriebsvermögen 
weg. 
Dann aber macht es keinen Sinn - das 
werden Ihnen auch Ihre Finanzminister in 
den Ländern sagen -, die Vermögensteuer 
auf den privaten Teil der Vermögen auf- 
rechtzuerhalten. Sie führt zu einem Steu- 
eraufkommen von etwa 4 Milliarden DM. 
Die Finanzministerien der Länder sagen 
uns, daß sie, um diese 4 Milliarden DM zu 
erheben, Kosten in Höhe von 2 Milliarden 
DM haben. Das macht doch keinen Sinn. 
Dann ist es doch vernünftiger, den Betrag, 
der sich netto an Aufkommen für die Län- 
der tatsächlich ergibt, auf die Erbschaft- 
steuer zu schlagen und die Vermögensteu- 
er ganz abzuschaffen und damit insgesamt 
ein einfaches und sozial ausgewogenes 
System zu schaffen. Das ist unser Vor- 
schlag. 
Sie haben gestern abend - Herr Scharping 
schon einige Tage zuvor, und er hat offen- 
bar gestern abend Zustimmung gefunden - 
gesagt: Der Solidaritätszuschlag muß 
schnell abgebaut werden. 
Sie haben nun vorgeschlagen - darauf will 
ich aufmerksam machen -, statt dessen ei- 
ne Abgabe in Höhe von 1 Prozent auf alle 
privaten Geldvermögen zu erheben. Ich 
habe mir überlegt, wie das funktionieren 
kann. Da stellt sich nämlich wieder das 
Problem des Unterschiedes zwischen Pa- 
pier und Lebenswirklichkeit. Wir haben 
mit der Vermögensteuer nämlich schon ei- 
nen Steuersatz auf Privatvermögen in 
Höhe von 1 Prozent; diese Abgabe gibt es. 
Das Gesamtaufkommen der Vermögen- 
steuer auf Privatvermögen - für die Erhe- 
bung sind die Länder zuständig - liegt 
derzeit bei knapp 4 Milliarden DM. Dabei 
handelt es sich aber nicht nur um die 
Geldvermögen, sondern um alle Privatver- 
mögen zusammen. 

Herr Scharping, die Rechnung, mit einer 
einprozentigen Abgabe auf Geldvermögen, 
die es im Prinzip schon gibt, plötzlich ein 
Aufkommen von 35 Milliarden zu bekom- 
men, ist etwas, was in der Lebenswirklich- 
keit nicht funktionieren kann. Diese Rech- 
nung geht nicht auf. Wissen Sie, was Sie 
erreichen werden? Sie werden die Kapital- 
flucht dramatisch verschärfen. 
Deswegen möchte ich an Sie appellieren: 
Überlegen Sie sich solche Vorschläge gut! 
Sie funktionieren nicht. Wenn ich sehe, 
daß es gemäß der gesamtwirtschaftlichen 
Statistik 3,5 Billionen DM Privatvermö- 
gen gibt, kann ich natürlich ausrechnen, 
daß 1 Prozent davon 35 Milliarden DM 
sind. Wie soll das aber funktionieren? Wir 
haben einen Steuersatz auf Privatvermö- 
gen von 1 Prozent. Diese Frage hätten Sie 
sich stellen müssen. 
Diese Steuer ergibt heute insgesamt nicht 
einmal 4 Milliarden DM; und darin sind 
noch andere Vermögenswerte erfaßt. Des- 
wegen sage ich Ihnen: Ihr Vorschlag funk- 
tioniert nicht. Sie sind manchmal, wie 
auch wir, in der Gefahr, sich in den Kon- 
zepten eines Entwurfs zu sehr auf das Pa- 
pier zu konzentrieren und die Realität aus 
dem Blick zu verlieren. Das aber hilft un- 
serem Lande nicht. Daher ist Ihr Vor- 
schlag zur Lösung unserer Probleme unge' 
eignet. 
Deswegen glaube ich, daß das, was wir 
jetzt in unserem Programm auch steuerlich 
auf den Weg bringen, der richtige Weg ist- 
Das, was wir an Vorschlägen machen, um 
die notwendige Rückführung von Steuern 
und Abgaben, um die notwendige Verrin- 
gerung des öffentlichen Korridors zu er- 
reichen, ist wichtig, ist zumutbar, und es 
verdient in keinem Falle eine Diffamie- 
rung, wie Sie sie teilweise in Ihrer Rede 
zum Ausdruck gebracht haben. 
Herr Ministerpräsident Lafontaine, Sie ha' 
ben selber gesagt, im Bereich der Sozial- 
hilfe wären Sie bereit, darüber zu reden, 
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daß man sie vielleicht nicht erhöhen muß. 
Unser Vorschlag basiert darauf, daß wir 
Preisstabilität haben. Der Bundeskanzler 
hat daraufhingewiesen. Glückwunsch an 
a°s alle, daß wir einen Finanzminister der 
Stabilität und Solidität wie Theo Waigel 
haben! 

Jch begrüße ja, Herr Lafontaine, daß Sie 
heute zur Lohnzurückhaltung aufgefordert 
haben. Aber ich habe noch im Ohr, daß ich 
fhnen in den zurückliegenden Debatten 
lrnmer wieder erklären mußte, daß Ihre 
Aufforderung nicht zur Lohnzurückhal- 
lung beiträgt. 
Wenn Sie heute sagen, Lohnzurückhaltung 
Sei aus konjunkturellen Gründen geboten, 
jährend Sie vor einem Dreivierteljahr be- 
haupteten, man dürfe aus konjunkturellen 
Runden keine Lohnzurückhaltung üben, 

a°n kann irgend etwas nicht stimmen. 
ch begrüße, daß Sie zur Lohnzurückhal- 

ng aufgefordert haben. Ich unterstütze 
.les- Aber wenn wir jetzt glücklicherweise 

e!ne größere Stabilität haben, als noch vor 
lnem Jahr angenommen, dann - da stim- 

r^e ich Ihnen zu, und das ist auch unser 
0rschlag - müssen wir die Sozialhilfe- 

egelsätze im nächsten Jahr nicht anheben. 
ber wenn wir die Sozialhilferegelsätze 

lcht anheben müssen, weil wir Preisstabi- 
. at haben, weil wir keine Inflation haben, 
ann, denke ich, ist es auch richtig, daß 

Wlr gemeinsam noch einmal darüber reden 
j" das ist unser Vorschlag -, ob wir die An- 
ebung des steuerfreien Existenzmini- 

munis nicht um ein Jahr verschieben kön- 
en' genauso wie wir gemeinsam sagen, 
le Anhebung der Sozialhilfesätze kann 

jn ein Jahr verschoben werden. Das 
angt doch miteinander zusammen. Das 

te icn nicht für unzumutbar, auch wenn 
eine Sache ist, die niemandem von uns 

leicht fällt. 

* der Familienpolitik, im Werben für 
^ehr Familienleistungsausgleich läßt sich 
"" nehmen Sie es mir nicht übel, verehrte 

Freunde von der FDP - die CDU/CSU- 
Fraktion ungern von irgend jemandem 
übertreffen. 
Ich sage aber ganz ehrlich: Ich glaube, bei 
einem Konsolidierungsbedarf von 50 Mil- 
liarden DM für die öffentlichen Gesamt- 
haushalte und 25 Milliarden DM für den 
Bundeshaushalt, der doch gar nicht be- 
stritten ist, und bei den Schwierigkeiten, 
in einem Jahr diesen Konsolidierungsbe- 
darf sozial zumutbar und ausgewogen zu 
erbringen, ist es doch richtig, daß man, 
wenn man die Sozialhilfesätze nicht an- 
hebt — dafür werben im übrigen insbeson- 
dere die Städte, Gemeinden und Landkrei- 
se -, dann das steuerfreie Existenzmini- 
mum, das einen Bezug zu den Sozialhilfe- 
sätzen hat, ebenfalls nicht anheben sollte. 
Wenn wir von ausgewogenen Konzeptio- 
nen reden, dann, finde ich, ist unser Vor- 
schlag ausgewogener als der Ihre, zu sa- 
gen: Die Sozialhilfe wird nicht angeho- 
ben, aber die Steuerfreibeträge werden 
weiter angehoben. 

Steuerfreibeträge und Kindergeld - 
darauf haben wir uns im letzten Jahr 
mühsam miteinander verständigt - 
müssen einander entsprechen. Des- 
wegen ist unser ausgewogener Vor- 
schlag richtig und notwendig. Er ist 
uns nicht leichtgefallen, und ich will 
die Probleme auch gar nicht ver- 
harmlosen. 

Angesichts dieser Lage sollten im übrigen 
diejenigen, die für die öffentlichen Ver- 
waltungen Tarifverhandlungen zu führen 
haben, ihrer Verantwortung gerecht wer- 
den. Aber, Herr Lafontaine, damit das 
auch klar ist: Sie haben Vorschläge für 
das, was dort verhandelt werden soll, ge- 
macht. Sie haben das Wort Sockelbetrag in 
den Mund genommen. Ich rate dringendst 
- ich bin Innenminister und Verhandlungs- 
führer für Tarifverhandlungen gewesen -, 
jeden Einfluß der Politik auf Tarifverhand- 
lungen zu unterlassen. 
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Sie haben vielleicht noch nicht die Gele- 
genheit gehabt, unser Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung zu lesen. 
Auch deswegen hat diese Debatte ja ihren 
Sinn. Auf Seite 13 unseres Programms ha- 
ben wir unter der Ziffer VI geschrieben: 

Angesichts der extrem angespannten 
Lage der öffentlichen Haushalte steht 
für Tariferhöhungen und Besoldungs- 
anpassungen keine Verteilungsmasse 
zur Verfügung. 

Das ist genau das, was ich sage: Wir ver- 
meiden jeden Ratschlag und jede Aussage 
dazu, wie das Ergebnis der Tarifverhand- 
lungen aussehen soll; denn das ist Sache 
der Verhandlungen der Tarifpartner. Das 
ist unser Verständnis und der Respekt vor 
der Tarifautonomie. Ich kann Ihnen nur ra- 
ten: Machen Sie das genauso, machen Sie 
keine Vorschläge für die Tarifverhandlun- 
gen. Sie bezahlen am Ende nur teuer 
dafür. Ich habe das selber erlebt. Jemand 
hat einmal gesagt, mehr als 4 Prozent 
dürften es nicht sein, und dann war die 
Meßlatte schon entsprechend angelegt. 
Das war eine teure Veranstaltung, Herr 
Parteivorsitzender Gerhardt. Das ist schon 
ein paar Jahre her, aber ich habe daran 
noch eine gewisse Erinnerung. 
Ich glaube, daß es insgesamt um das geht, 
was wir in unserem Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung vorlegen: 
Abbau von Einstellungshindernissen, Stär- 
kung der kleinen Betriebe und des Mittel- 
stands, Schaffung neuer Beschäftigungs- 
möglichkeiten im Dienstleistungsbereich 
und in privaten Haushalten, Deregulie- 
rung, Verbesserung der Möglichkeiten des 
Zugangs für Eigen- und Fremdkapital, 
aber auch Stabilisierung der Beitragssätze, 
wobei wir auch die Kraft aufgebracht ha- 
ben, notwendige Prioritäten zu setzen - 
wir halten an der Pflegeversicherung für 
stationäre Behandlung fest, was in einer 
solchen Situation auch nicht leicht, aber 
richtig und notwendig ist -, Reduzierung 
des Krankenversicherungsbeitrags, Stabi- 

lisierung des Rentenversicherungsbeitrags 
unter 20 Prozent, eine begrenzte Beitrags- 
reduzierung bei der Bundesanstalt für Ar- 
beit und darüber hinaus Senkung des Bun- 
deszuschusses zur Bundesanstalt im näch- 
sten Jahr, weil das notwendig und unver- 
meidbar ist. 

Denn wir müssen die Konsolidierung 
von 25 Milliarden DM im Bundes- 
haushalt erreichen, und wir errei- 
chen das auf eine Weise, die insge- 
samt ausgewogen ist, die niemandem 
in diesem Lande Unzumutbares zu- 
mutet und die die Grundlagen unse- 
res Sozialstaates nicht gefährdet, son- 
dern für die Zukunft sichert. Darum 
geht es. 

Deswegen werbe ich dafür: Reden Sie 
nicht das Programm in einer diffamieren- 
den Weise schlecht, sondern ringen Sie 
mit uns um den besten Weg! Das ist eine 
Anstrengung, die wir in diesem Lande ge- 
meinsam leisten müssen, Bund, Länder 
und Gemeinden. Das ist ein Konzept, das 
auch die finanziellen Interessen, die Haus- 
haltsprobleme von Ländern und Gemein- 
den, angemessen berücksichtigt. Das ist 
eine Konzeption, die die Tarifpartner in 
ihrer Autonomie nicht einschränkt, aber in 
ihrer Verantwortung voll in Anspruch 
nimmt. Das müssen wir auch, weil wir das 
Land sonst nicht voranbringen. Deshalb, 
Herr Bundeskanzler, unterstützen wir Ihre 
Bemühungen auch gegen manche Diffa- 
mierung, diesen für die Zukunft notwendi- 
gen Dialog zwischen Politik, Regierung. 
Wirtschaft und Gewerkschaften weiterzu- 
führen. 
Herr Ministerpräsident Lafontaine, ich 
war froh, daß der Bundesminister für Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie, Jürgen Rüttgers, am Mittwoch - 
allem öffentlichen Schlachtengetümmel 
nach dem Dienstagabend zum Trotz - zu" 
sammen mit den Spitzenverbänden von 
Wirtschaft und Gewerkschaften eine ge- 
meinsame Initiative von Regierung, Wirt- 



WOLFGANG SCHäUBLE UiD 13/1996 ■ Seite 29 

Schaft und Gewerkschaften zur Schaffung 
yon mehr Ausbildungsplätzen und zur 
Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit 
Erstellen konnte. Das ist genau der richti- 
ge Weg, den wir gehen. Sie haben das 
Thema angesprochen. Das zeigt, daß wir 
auch weiter darauf setzen können und set- 
zen werden, alle Kräfte in Wirtschaft, 
^taat und Gesellschaft zur Bewältigung 
Unserer Zukunftsprobleme in Anspruch zu 
nehmen. 
Aber das bedeutet auch: Jeder muß in sei- 
nem Bereich seine Verantwortung wahr- 
nehmen. Das Bemühen um Konsens darf 
Jjcht dazu führen, daß wir am Ende auf 
Grund des Prinzips des kleinsten gemein- 
samen Nenners nicht mehr zur Lösung 
ypn Problemen fähig sind. Vielmehr heißt 
Konsens: gemeinsame Verantwortung, ge- 
meinsames Ringen um den besseren Weg. 
^as heißt aber auch: Wahrnehmung von 
verantwortung, Entscheidungsfähigkeit, 
/^ir dürfen nicht der Versuchung nachge- 
ben, am Ende jeden Besitzstand zu vertei- 
digen. Denn in einer Zeit, in der das Aus- 
maß und das Tempo von Veränderungen in 
ünserer Gesellschaft wie in der Welt um 
Uns herum größer sind, als es uns lieb ist, 
Russen wir zur Innovation fähig bleiben. 
"" nehmen unseren Teil der Verantwor- 
tUng wahr. Dem dient unser Programm für 
Uiehr Wachstum und Beschäftigung. Dazu 
b,tte ich Sie um Ihre Mitwirkung. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Pressestimmen 

"er Beginn eines Weges, den wir 
a,!e gehen müssen 

l*es darf man dem Bundeskanzler ge- 
kost unterstellen: Helmut Kohl hätte in 
weser Woche viel lieber freundlichere Bot- 
Schqften verkündet als die aus dem „Pro- 

grammfür mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung " resultierenden Einschnitte in lieb- 
gewonnene Besitzstände. 
Aber waren die mit dem „Sparpaket" ver- 
bundenen Maßnahmen wirklich „schlech- 
te Nachrichten ", wie sie in den Medien 
flugs betitelt wurden? Für den einen oder 
anderen wird das sicherlich zutreffen, und 
auch die schnell anschwellende Kritik von 
Verbänden und Organisationen legt eine 
solche Bewertung nahe. Aber sie ist 
falsch. 
Die gewiß unpopulären Beschlüsse sind 
der Beginn eines Weges, den wir alle ge- 
hen müssen. Denn, machen wir uns doch 
nichts vor: Aus globaler Perspektive be- 
trachtet ist Deutschland eine Wohlstands- 
insel, die von immer mächtigeren Wellen 
der internationalen Konkurrenz bedroht 
wird. 
Natürlich ist Deutschland - im Weltmaß- 
stab betrachtet - ein Land mit einem gut 
funktionierenden Staatswesen und einer 
hervorragenden Infrastruktur. Aber diese 
Leistungen werden - die viel zu hohe 
Staatsquote belegt es - zu Preisen angebo- 
ten, die den Standort Deutschland unat- 
traktiv machen. 
Natürlich produziert die deutsche Wirt- 
schaft Güter, die im Ausland gefragt sind - 
der hohe Export beweist es. Aber die lau- 
ten Klagen der Industrie über den immer 
härteren internationalen Wettbewerb zei- 
gen, daß die von deutschen Unternehmen 
produzierten Güter und Dienste immer 
austauschbarer werden. 
Natürlich weisen die Gewerkschaften zu 
Recht auf die hohe Qualifikation der deut- 
schen Arbeitnehmer hin. Der steigende 
Export von Arbeitsplätzen aus Deutsch- 
land ist aber ein Zeichen dafür, daß die 
deutschen Arbeitnehmer in diesem Punkt 
Konkurrenten im Ausland bekommen ha- 
ben. 
Man kann an diesem oder jenem Punkt 
des „Sparpakets" herumkritteln, nicht 
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aber an der Botschaft: Wenn wir unseren 
Wohlstand erhalten wollen, müssen wir 
uns dem internationalen Wettbewerb auf 
allen Gebieten stellen und handeln. 

Welt am Sonntag, 28. April 1996 

So bequem wie gewohnt konnte 
es nicht weitergehen 
Das sind die Stunden, die sich ein Regie- 
rungschefwünscht. Sie brechen an, wenn 
es gilt, schlechte Nachrichten als Notwen- 
digkeiten zu verkünden. Das beeindruckt, 
trotz allem, wenn sich Ungewißheit ausge- 
breitet hat und die Erkenntnis, so bequem 
wie gewohnt könne es nicht weitergehen. 
Der Kanzler muß es nur verstehen, die 
schlechte Nachricht so zu präsentieren, 
daß es als Dienst an der Wiederherstel- 
lung von Verläßlichkeit verstanden wird, 
wenn gewisse (noch nicht geradezu kata- 
strophale) Opfer zu bringen sind. Viel- 
leicht ist das Publikum sogar erleichtert, 
weil es denkt, die Qual des täglichen War- 
tens habe nun ein Ende. 

Kohl hat die Aufgabe erfüllt, er hat sie als 
Chance begriffen. Dieses war, um mit 
Kohl zu sprechen, nicht die Stunde für 
rhetorische Silvesterraketen. Eine gewisse 
rednerische Ungeschliffenheit hilft, aus 
der Not eine Tugend zu machen. Ernst, 
sachlich und hier und da ein bißchen un- 
gelenk sprach der Kanzler zu seinem Volk. 
Ein eleganterer Redner hätte diese Wir- 
kung nicht erzielt; er fiele dem Urteil an- 
heim, „denen da oben" mache das ja alles 
nichts aus, es gehe sie nichts an. Kohl ließ 
sich anmerken, daß er, als ein guter Haus- 
vater, nun ernsthaft mahnen müsse, beim 
Fortgang des fröhlichen Lebens drohe die 
Katatrophe. Aber sie sei durchaus abzu- 
wenden, kleine Verzichte jetzt beugten ei- 
ner großen Not in der Zukunft vor. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
27. April 1996 

Die hohe Arbeitslosigkeit 
hat die Operation 
unausweichlich gemacht 
Mag sein, daß die Schmerzen der sozialen 
Einschnitte geringer ausgefallen wären, 
hätte die Bonner Koalition schon vor Mo- 
naten oder gleich nach der Bundestags- 
wahl 1994 gehandelt. Doch richtig ist 
auch, daß vor zwei Jahren das Krisenbe- 
wußtsein der Bevölkerung weit weniger 
ausgeprägt war als heute. Das relativ gute 
Abschneiden von CDU und FDP und das 
Debakel der SPD bei den drei Landtags- 
wahlen am 24. März konnte die Regierung 
Kohl als letzte Aufforderung deuten, nun 
endlich das Sparpaket zu schnüren, das 
den Standort Deutschland wieder stärken 
soll. 

Die Operation war unausweichlich. Dem 
immer schnelleren Anwachsen der Mas- 
senarbeitslosigkeit und des Staatsdefizits 
mußte endlich entgegengesteuert werden. 
Jede Regierung, auch eine SPD-geführte, 
wäre in der krisenhaften Lage, in der sich 
Deutschland heute befindet, um schmerz- 
hafte Einschnitte nicht herumgekommen- 
Wäre diese Roßkur unterblieben, hätte die 
Bevölkerung noch vor der Jahrhundert- 
wende eine viel höhere Rechnung präsen- 
tiert bekommen als heute: Wirklich gna- 
denlose Kürzungen im Sozial- und Ge- 
sundheitssystem wie auch bei Renten und 
Pensionen. Familien, denen heute eine 
Verschiebung der Erhöhung von Kinder- 
geld, Kinderfreibetrag und Grundfreibe- 
trag um ein Jahr zugemutet wird, oder 
Frauen, die nun länger bis zur Rente ar- 
beiten müssen - sie können nun wenig- 
stens eine Hoffnung haben: daß die „dent' 
sehe Krankheit" überwunden wird, die Al' 
teren wieder mehr Sicherheit für ihren Ru~ 
bestand und die Jungen bessere Zukunfts- 
chancenfür ihr Berufsleben erhalten. 

Stuttgarter Nachrichten, 27. April 199» 
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Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung hilft den Gemeinden 
Das Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung, das der Bundeskanzler 
a«i 26. April im Bundestag vorgestellt 
hat, bringt mehrere starke Impulse für 
Städte, Gemeinden und Kreise. 

" Die zweite Stufe der Pflegeversiche- 
mng entlastet die Träger der Sozialhilfe 
und damit vor allem die Kommunen in 
^illiardenhöhe. Dafür hat sich insbeson- 
dre unser Bundeskanzler Helmut Kohl 
nachhaltig eingesetzt. Er hat hier immer 
nieder auch die Verantwortung für die 
Gemeinden betont. Initiativen, die zweite 
Stufe der Pflegeversicherung zu verschie- 
den, werden insbesondere durch den Ein- 
satz des Bundeskanzlers abgewehrt. 

El "■*■ Die unmittelbare Beteiligung der 
Kommunen an der Umsatzsteuer anstelle 
der Gewerbekapitalsteuer ist eine histori- 
sche Chance für Städte und Gemeinden. 

Lastenverschiebungen in die kommu- 
nalen Haushalte, etwa durch zeitliche Be- 
grenzung der Arbeitslosenhilfe, konnten 
vermieden werden. 

Diese Festlegungen im Progamm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung geben allen 
Verantwortlichen in der kommunalen 
Selbstverwaltung wichtige Orientierungs- 
punkte für die eigenen Entscheidungen in 
den nächsten Monaten. Aus kommunaler 

Zahlreiche Anreize für 
neue Arbeitsplätze 

.   Programm für Wachstum und Beschaf- 
fung ist dieser Vorschlag ein wichtiges 
Clement. Es bestehen jetzt mehr Chancen 
auf Durchsetzung dieses Planes als 1995, 
Weü insbesondere die Kommunen das Po- 
sitive dieses Vorhabens erkannt haben. 
Unser Finanzminister Theo Waigel kämpft 
dafür mit großem persönlichen Einsatz. 

■■■ Einsparungen und Vermeidung von 
Kostenbelastungen für die Kommunen bei 
der Sozialhilfe und im Bereich des öffent- 
•chen Dienstes helfen den kommunalen 
"aushalten. 

Von Horst Waffenschmidt, 
Parlamentarischer 

Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern 

Sicht ist das Programm nachdrücklich zu 
begrüßen! Jetzt sind auch alle Verantwort- 
lichen in Städten, Gemeinden und Kreisen 
gefordert, erneut ihren Beitrag vor Ort für 
mehr Wachstum und Beschäftigung zu er- 
bringen. Dafür gibt es, wie alle Kommu- 
nalpolitiker wissen, viele Aufgabenfelder 
im kommunalen Bereich. 

Besonders bedeutsam ist jetzt, daß das 
neue Programm zahlreiche Anreize für In- 
vestitionen und neue Arbeitsplätze gibt. 
Alle Kommunalpolitiker wissen, daß die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung nach allen Erfahrungen immer 
auch die beste Initiative für die kommuna- 
len Finanzen ist. Deshalb bietet das Pro- 
gramm für mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung wichtige Möglichkeiten nicht nur für 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt, sondern 
auch für die kommunale Selbstver- 
waltung in unserem Land! ■ 
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Bundesumweltministerin Angela Merkel: 

Reaktorsicherheit weltweit auf 
hohem Niveau sichern 
Der Reaktorunfall von Tschernobyl 
vom 26. April 1986 hat zu einer Kata- 
strophe geführt, die vielen Menschen 
großes Leid zugefügt hat. Der Unfall 
hatte gravierende Folgen für die Ge- 
sundheit und für die Lebensbedingun- 
gen großer Teile der Bevölkerung in der 
Ukraine, Weißrußland und Rußland. 
All diesen Menschen gehört unser Mit- 
gefühl. 

Ich bin unlängst nach Weißrußland und in 
die Ukraine gereist und habe mir vor Ort 
ein Bild der aktuellen Situation verschafft. 
Dieser Besuch hat mir die Gegensätzlich- 
keit der Probleme in aller Schärfe bewußt 
gemacht. Auf der einen Seite versuchen in 
Weißrußland Wissenschaftler und Ärzte, 
die große Zahl der Schilddrüsenerkran- 
kungen zu bewältigen. Auf der anderen 
Seite kämpfen der Leiter des Kernkraft- 
werks Tschernobyl und der Bürgermeister 
der Kraftwerksarbeiterstadt Slawutisch für 
den Weiterbetrieb. 

Vom 8. bis 12. April 1996 haben wir uns 
auf der Wiener Konferenz „Ein Jahrzehnt 
nach Tschernobyl" intensiv mit den Fol- 
gen des Reaktorunfalls befaßt. Die Fach- 
leute haben festgestellt, daß der Sarko- 
phag, der 1986 in großer Eile über dem 
verunglückten Block 4 errichtet wurde, 
Mängel aufweist. Ich habe zum Abschluß 
der Konferenz betont, daß solche Kern- 
kraftwerke, die nicht sicher betrieben wer- 
den können, abzuschalten sind. Sie kön- 
nen allenfalls noch für eine gewisse Rest- 
laufzeit nachgerüstet werden. Vordringli- 
ches Ziel der internationalen Staatenge- 
meinschaft muß es sein, die Reaktorsi- 
cherheit weltweit auf einem hohem Ni- 

veau zu gewährleisten. Dazu gehört, daß 
Reaktoren, die die international anerkann- 
ten Sicherheitsanforderungen nicht erfül- 
len, nachgerüstet, und wenn dies nicht 
möglich ist, stillgelegt werden. Ich glaube, 
daß die friedliche Nutzung der Kernener- 
gie nur dann eine Perspektive hat, wenn 
die Sicherheit der Reaktoren oberstes Ge- 
bot ist. 

Frühestmöglich informieren 
Nach der Reaktorkatastrophe in Tscherno- 
byl sind sowohl national als auch interna- 
tional eine Reihe von Maßnahmen wirksam 
geworden, die dazu beitragen sollen, daß 
ein zweites Tschernobyl verhindert und die 
Folgen möglicher Störfälle auf ein Mini- 
mum begrenzt werden können. Dazu 
gehören unter anderem die völkerrechtli- 
chen Übereinkommen über die Benachrich- 
tigung bei nuklearen Unfällen, über gegen- 
seitige Hilfeleistung sowie zur nuklearen 
Sicherheit. National wurden vielfach Über- 
wachungssysteme - wie etwa in Deutsch- 
land das IMIS-System - mit dem Ziel einer 
frühestmöglichen Information der Bevölke- 
rung und der Einleitung entsprechender 
Schutzmaßnahmen geschaffen. 

Gleichzeitig gab es große Anstrengungen 
im Osten und vielfältige Unterstützung 
aus dem Westen zur Bewältigung der Fol- 
gen von Tschernobyl in den betroffenen 
Regionen Rußlands, Weißrußlands und der 
Ukraine. Die internationale Gemeinschaft 
leistet auf der Grundlage des multilatera- 
len Aktionsplans vom Münchener Wirt- 
schaftsgipfel 1992 ihren Beitrag zur Ver- 
besserung der kerntechnischen Sicherheit 
in den Staaten Mittel- und Osteuropas. 
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Auf bilateraler Ebene sind Geber die ein- 
zelnen Staaten, auf internationaler Ebene 
sind dies Finanzinstitutionen wie Welt- 
bank und Europäische Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung ebenso wie die 
Europäische Union im Rahmen der techni- 
schen Hilfsprogramme und der EURA- 
* OM-Kredite der Europäischen Investiti- 
onsbank. Insgesamt hat Deutschland bis- 
her im bilateralen und multilateralen Rah- 
men mehr als 830 Mio DM zur Verbesse- 
rung der kerntechnischen Sicherheit und 
ues Strahlenschutzes zur Verfügung ge- 
stellt. Dies kann aber immer nur „Hilfe 
zur Selbsthilfe" sein. 

£rst nach Öffnung des Ostblocks war es 
j}ir westliche Fachleute möglich, einen tie- 
feren Einblick in die sicherheitstechnische 
Auslegung und Praxis der Kernkraftwerke 
sowjetischer Bauart zu nehmen. Die 
uurchgeführten Sicherheitsanalysen zei- 
gen Schwachstellen und Defizite auf und 
enthalten eine Fülle von Empfehlungen zu 
lcherheitstechnischen Verbesserungen. 
,e Analysen zeigen darüber hinaus, daß 
er Sicherheitsstandard ehemaliger so- 

wjetischer Kernkraftwerke nicht mit dem 
westlichen Standard vergleichbar ist. Un- 
mittelbar nach dem Tschernobyl-Unfall 
wurden auch die deutschen Kernkraftwer- 
ke überprüft. Die mit der Untersuchung 
beauftragte Reaktorsicherheitskommission 
hat den hohen Sicherheitsstandard der 
deutschen Kernkraftwerke bestätigt und 
ist zu dem Ergebnis gekommen, daß aus 
den Ursachen und dem Verlauf des Reak- 
torunfalls in Tschernobyl keine Konse- 
quenzen für hiesige Anlagen zu ziehen 
sind. 
Bei dem Tschernobyl-Reaktor handelt es 
sich um einen Typ, der völlig anders aus- 
gelegt ist und betrieben wird als hiesige 
Reaktoren. Phänomene und Betriebswei- 
sen, die dort zum Unfall führten, sind hier 
nicht gegeben. Aufgrund der vielfältigen 
Sicherungen des deutschen Atomrechts 
und des praktischen Umgangs mit der 
Kernenergie halte ich die Kernenergie in 
Deutschland für verantwortbar. Ich werde 
mich daher weiterhin für die friedliche 
und sichere Nutzung der Kernenergie auch 
im Hinblick auf den Klimaschutz einset- 
zen. 

Jugendkultur in Xanten 

Der christlich demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frisch- 

luft e.V. führt unter der Überschrift 
»Auf den Spuren der Römer" vom 
17.-19. Mai 1996 ein archäologi- 
sches Seminar für Jugendliche und 
junge Erwachsene zwischen 16 und 
26 Jahren durch. Geplant sind u. a. 
Führungen durch den Archäologi- 
schen Park Xanten, der Besuch 
eines römischen Amphitheaters, eine 
Wanderung auf der Via Romana zu 
einer röm. Zivilstadt und eine fach- 
kundliche Führung durch das Regio- 

nalmuseum Xanten zur römischen 
und mittelalterlichen Geschichte. 
Begrüßt wird die Gruppe freundli- 
cherweise durch die örtliche Abge- 
ordnete Ilse Falk MdB. Teilnehmer- 
beitrag für Frischluft-Mitglieder: 
50 DM, für Nicht-Mitglieder: 70 DM. 
Nähere Auskünfte sind zu erhalten in 
der Bundesgeschäftsstelle von 

Frischluft e.V. 
Annaberger Str. 283 
53175 Bonn 
Tel.(0228)310023 
Fax (02 28) 31 47 03. 
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JU nimmt zwei Tage lang die „Zukunft der 
sozialen Sicherungssysteme" unter die Lupe 
„Zukunft der sozialen Sicherungssy- 
steme" lautet das Thema, zu dem die 
Junge Union Deutschlands (JU) am 
zweiten Mai-Wochenende (11. bis 12. 
Mai) in Bonn/Bad Godesberg ein Se- 
minar veranstaltet. In Zusammenar- 
beit mit der Karl-Arnold-Akademie 
bietet die JU ein Diskussionsforum 
mit interessanten Gesprächspart- 
nern, um Fragen zur Finanzierung 
und struktureller Gestaltung der so- 
zialen Sicherungssysteme zu beant- 
worten. 
Die Tagung beginnt am Samstag, 
11. Mai, in der Karl-Arnold-Akademie 
(Venner Straße 55, 53177 Bonn) mit ei- 
nem Referat von Martina Stabel über die 
zukünftige Gestaltung der Arbeitslosen- 
versicherung. Nach einer kurzen Mit- 
tagspause diskutieren unter Leitung von 
Hildegard Müller (wirtschaftspolitische 
Sprecherin der Jungen Union Deutsch- 
lands) der Bundestagsabgeordnete 
Julius Louven, Jens Köllmann (Bundes- 
vereinigung Deutsche Arbeitgeberver- 
bände) sowie Manfred Roth vom Lan- 
desarbeitsamt NRW über „Die Änderun- 

gen in der Arbeitswelt und deren Auswir- 
kungen". Zur Kranken- und Pflegeversi- 
cherung vertreten ab 16.30 Uhr Dr. Joa- 
chim Müller (Bundesministerium für Ge- 
sundheit), Editha Limbach MdB (ange- 
fragt) und Harald Kesselheim (Bundes- 
verband AOK) ihre Positionen. 

Alternativen zeigen 
Auch die Rente darf in der Reihe der so- 
zialen Sicherungssysteme nicht fehlen - 
ein Thema, mit dem sich der JU-Bun- 
desverband bereits seit Sommer des 
vergangenen Jahres intensiv beschäf- 
tigt. So stellt am Sonntag, 12. Mai, um 
11.00 Uhr Andreas Storm MdB (Junge 
Gruppe) einige Alternativen zur beste- 
henden Rentenversicherung vor. Das 
Seminar endet nach dem Mittagessen 
um 12.30 Uhr. 

Jeder Interessent ist zum 
JU-Seminar herzlich eingeladen. An- 
meldungen müssen schnellstmöglich 
in der JU-Bundesgeschäftsstelle 
(Annaberger Straße 283, 53175 Bonn) 
eingehen. 

Internationale Jugendbegegnung in Belgien. 

Der christlich demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frisch- 

luft e.V. führt in der Zeit vom 21. bis 
31. Juli 1996 eine internationale Ju- 
gendbegegnung in Brugge/Belgien 
durch. Zur Teilnahme sind Jugendli- 
che und junge Erwachsene zwi- 
schen 16 und 26 Jahren herzlich ein- 
geladen. Das Programm setzt sich 
aus kulturellen und jugendpolitischen 
wie auch freizeitorientierten und 

sportlichen Aktivitäten zusammen. 
Vorgesehen sind u.a.Ausflüge nach 
Brüssel und Antwerpen. Nähere In- 
formationen und Anmeldungen in der 
Bundesgeschäftsstelle von 

Frischluft e.V. 
Annaberger Straße 283 
53173 Bonn 
Tel.: (02 28) 31 00 23 
Fax: (02 28) 31 47 03 
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4 Lederfußball 
Bestell-Nr.: 9614 
*erPackungseinheit: 1 Ball 
Preis je Ball: 25,80 DM 

▲ CDU-T-Shirt 
Bestell-Nr.: 9783 
Verpackungseinheit: 1 Shirt 
Preis je Shirt: 11,30 DM 

< Fußball-EM- 
Kalender 

Bestell-Nr.: 2137 
Verpackungseinheit: 
500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 
40- DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

< Schöpfung 
bewahren 

Das neue Umwelt- 
magazin der CDU 
gibt auf 36 Seiten 
einen Überblick 
über die umweltpoli- 
tischen Erfolge der 
CDU-geführten 
Bundsregierung. 
Große Fotos und 
prägnante Texte in- 
formieren und regen 
zugleich zum Nach- 
denken über das 
persönliche Um- 
weltverhalten ein. 
Bestell-Nr.: 2130 
Verpackungsein- 
heit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 
22,50 DM 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 

33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

Alle Preise zzgl. MwSt. 
und Versand 
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